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I. Mandat 

Avec les nouvelles dispositions constitutionnelles sur la formation du 

21 mai 2006, la Confédération a été chargée de fixer les principes applica-

bles à la formation continue (art. 64a al. 1 Cst.). En outre, elle peut pour la 

première fois encourager la formation continue (al. 2) et fixer les critères 

(al. 3). 

Au printemps 2010, le Département fédéral de l’économie (DFE) a, sur 

mandat du Conseil fédéral, institué une commission d’experts. Cette derniè-

re doit élaborer d’ici la fin de la législature en 2011 un projet de loi-cadre, 

sans mesures d’encouragement, destiné à la procédure de consultation. Il 

s’agit d’arriver à une loi-cadre qui renforce la responsabilité personnelle 

dans le domaine de l’apprentissage tout au long de la vie, améliore l’égalité 

des chances au niveau de l’accès à la formation continue et assure la cohé-

rence dans la législation fédérale. 

 

Dans ce contexte, j’ai été chargé par l’OFFT, par courrier du 

20 septembre 2010, de réaliser une expertise économique sur le droit à la 

formation continue. L’expertise doit 

1. présenter les conséquences et les avantages d’un droit à la formation 

continue pour les individus, la société et l’économie ; 

2. décrire les instruments existant pour la promotion de la participation 

à la formation continue et en présenter les avantages et les inconvé-

nients ; 

3. montrer si des programmes peuvent permettre d’encourager dura-

blement la participation de certains groupes à la formation continue ; 

4. proposer une recommandation pour la promotion de la participation 

à la formation continue à l’attention de la commission d’experts. 

 

Ce faisant, il convient de tenir compte des éléments suivants : 

5. L’expertise doit accorder une attention particulière à l’implication 

des personnes éloignées de la formation. 

6. Dans le cadre de la description des instruments existant à l’étranger, 

tenir compte de leur applicabilité en Suisse. 

 

Par un courrier de l’OFFT du 9 février 2011, j’ai été chargé de réaliser une 

seconde expertise livrant une analyse complémentaire sur les conséquences 

d’une obligation générale de formation continue pour les individus, les en-

treprises et l’Etat. La nouvelle expertise doit également proposer une re-

commandation à l’attention de la commission d’experts, en tenant compte 
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du fait que la loi sur la formation continue est une loi-cadre orientée sur une 

approche systémique. 

 

 

II. Ausgangslage: Weiterbildungsbeteiligung in der Schweiz 

und International – Das Problem der stabilen Nicht-

Teilnahme an Weiterbildung 

Internationale Wettbewerbsfähigkeit, technologischer Fortschritt und 

vorhersehbare demographische Veränderungen führen dazu, dass der Wei-

terbildung in der Schweiz, wie auch in anderen entwickelten Industrienatio-

nen, eine immer stärkere Bedeutung zukommt. Lebenslanges Lernen aller 

gesellschaftlichen Gruppen stellt aber nicht nur einen entscheidenden Wett-

bewerbsfaktor dar, sondern ist auch aus gesellschaftlicher und politischer 

Perspektive ein wichtiges und seit 2006 in der Bundesverfassung festgehal-

tenes Ziel. Alle an der Weiterbildung beteiligten Akteure, d.h. Individuen, 

Unternehmen und Staat, sind entsprechend gefordert, ihren Beitrag zur Um-

setzung dieses Ziels zu leisten. Die Individuen und die Unternehmen als 

Nutzer bzw. Anbieter von Weiterbildung, und der Staat vor allem durch das 

Setzen von Rahmenbedingungen.  

Für Individuen und Unternehmen ist die wichtigste Voraussetzung für 

ihr Weiterbildungsengagement, dass sich Weiterbildung für sie lohnt, d.h. 

dass der Nutzen die Kosten übersteigt. Dabei ist zu beachten, dass sowohl 

monetäre als auch nicht-monetäre Nutzen und Kosten in die Entscheidung 

von Individuen oder Unternehmen einfliessen, so dass eine verkürzte, auf 

Geld beschränkte ökonomische Sichtweise zu kurz greifen würde. Die Be-

trachtung von Nutzen und Kosten stellen also einen wichtigen Ausgangs-

punkt zur Analyse der Probleme von Weiterbildungsbeteiligung bzw. man-

gelnder Weiterbildungsbeteiligung dar, die untermauert und ergänzt werden 

muss vor allem mit soziologischen und sozialpsychologischen Faktoren.  

Mit Blick auf die Vorteilhaftigkeit der Beteiligung an Weiterbildung 

zeigen empirische Studien immer wieder, basierend auf unterschiedlichsten 

Methoden und in unterschiedlichsten Ländern, dass sich Weiterbildung ers-

tens für Individuen und zweitens für Unternehmen i.d.R. lohnt.  
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Für Individuen lohnt es sich bis auf wenige sogenannte Risikogrup-

pen, die es insofern im weiteren Verlauf genauer zu analysieren gilt. Für 

diejenigen, die an Weiterbildung teilnehmen, erhöhen die Weiterbildungs-

teilnahmen das Einkommen, sie reduzieren das Arbeitslosigkeitsrisiko, sie 

erhöhen die Karrierechancen und sie machen zufriedener (vgl. für die 

Schweiz Gerfin 2004, Tuor/Backes-Gellner 2006; für Deutschland Bü-

chel/Pannenberg 2003/2004, Schröder et al. 2004, Timmermann et al. 2004; 

für internationale Evidenz Bassanini et al. 2007).  

Zudem zeigt eine Vielzahl an Studien basierend auf neuesten Metho-

den und vielfältigen Datensätzen für eine grosse Zahl an Ländern, dass sich 

auch für Unternehmen Weiterbildung lohnt – wiederum bis auf einige weni-

ge Ausnahmen. Weiterbildung steigert die Unternehmensproduktivität, sie 

erhöht die Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit, und sie steigert die Att-

raktivität der Unternehmen am externen Arbeitsmarkt. D.h. für die weitaus 

grösste Mehrzahl der Individuen und für den weitaus grössten Anteil der 

Unternehmen ist die Teilnahme an Weiterbildung dadurch sichergestellt, 

dass sie aus eigenem Interesse an Weiterbildung teilnehmen und sich aus 

einem breiten Angebot geeignete Massnahmen herausgreifen werden. Eines 

generellen staatlichen Eingriffs bedarf es aus dieser Perspektive also nicht 

(zur Begründbarkeit bzw. Nicht-Begründbarkeit eines staatlichen Eingriffs 

vergleiche ausführlich auch Wolter 2008). 

 

Dennoch lassen sich immer wieder einzelne Risikogruppen identifi-

zieren, die bisher weit unterdurchschnittlich oder gar nicht an Weiterbildung 

teilnehmen – und die Probleme werden sich nach allem was empirische Stu-

dien zeigen, nicht von selbst lösen. Insofern stehen solche Risikogruppen 

auf Dauer in der Gefahr, die Chancen lebenslangen Lernens zu verpassen. 

Wenn es also um die Sicherstellung einer Weiterbildungsbeteiligung von 

Risikogruppen geht, dann muss sich aus ökonomischer Perspektive hier – 

und nur hier – der Staat stärker engagieren (finanziell, durch die Bereitstel-

lung von Angeboten oder durch die Verbesserung sonstiger Rahmenbedin-

gungen). Hier sind aber auch die Unternehmen und die Individuen selbst 



 

6 
Universität Zürich 
Prof. Dr. Uschi Backes-Gellner 

sowie die sie vertretenden Tarifpartner gefragt, mit einem entsprechenden 

Engagement an einer Erhöhung der Weiterbildungsbeteiligung mitzuwirken.   

 

Geht es darum potentielle Problem- oder Risikogruppen zu identifizie-

ren zeigen bisherige empirische Befunde, dass solche Risikogruppen bereits 

anhand weniger beobachtbarer Charakteristika ziemlich gut identifiziert 

werden können.  

 

Gering qualifizierte Personen 

Einer der wichtigsten Faktoren stellt dabei der formale Schulabschluss 

dar. Personen ohne formalen Schulabschluss (bzw. mit sehr niedrigem for-

malen Schulabschluss) gehören mit besonders grosser Wahrscheinlichkeit 

zu den Nicht- oder Nie-Teilnehmern und stellen insofern eine besonders zu 

beachtende Risikogruppe dar. Durch Weiterbildung werden Differenzen im 

Bildungshintergrund nicht verringert, sondern ganz im Gegenteil teilweise 

sogar verstärkt (Bänziger 1999, Arulampalam et al. 2004, Bassanini et al. 

2007, Bildungsbericht Schweiz 2010).  

Für die Schweiz lassen sich folgende empirischen Belege für diesen 

Befund heranziehen. Der Anteil der Teilnehmer an einer nicht-formalen 

Weiterbildung lag im Jahre 2009 in der Gruppe der Personen mit einem 

Hochschulabschluss oder einer höheren Berufsbildung bei fast 70%, in der 

Gruppe der Personen ohne nachobligatorischen Schulabschluss lag sie da-

gegen nicht einmal bei 20%.
2
 Die Teilnahmequote von Personen mit einer 

Berufsbildung liegt bei ungefähr 45%. Die ungleiche Verteilung findet man 

dabei sowohl bei beruflicher als auch bei allgemeiner Weiterbildung, wobei 

berufliche Weiterbildung den weitaus grösseren Anteil an allen Weiterbil-

dungsteilnahmen darstellt. Auch in multivariaten Analysen, die wir auf Ba-

sis der schweizerischen Arbeitskräfteerhebung für 2009 durchgeführt haben 

(vgl. Tabelle A1 im Anhang), lassen sich diese Muster immer noch finden. 

Es zeigt sich, dass Personen ohne nachobligatorische Ausbildung eine signi-

fikant geringere Wahrscheinlichkeit haben, an Weiterbildung teilzunehmen 

                                                        
2
 Vgl. Ergebnisse aus der Schweizerischen Arbeitskräfteerhebung (SAKE) 2009 auf 

http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/15/07/key/blank/uebersicht.html. 
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als Personen mit nachobligatorischer Ausbildung. Die höchste Weiterbil-

dungswahrscheinlichkeit haben wie auch aus bisherigen Studien erwartbar, 

Personen mit einer höheren Berufsausbildung oder einer Hochschulausbil-

dung. 

In der Schweiz sind gemessen an internationalen Trends insbesondere 

die Differenzen in der Weiterbildungsteilnahme von Personen mit tertiärer 

Ausbildung und solchen ohne nachobligatorischer Schulbildung sehr hoch; 

dagegen sind im internationalen Vergleich die Differenzen zwischen Perso-

nen mit einer tertiären und einer sekundären Ausbildung sehr gering (vgl. 

Bildungsbericht 2010). Dies ist ein Hinweis darauf, dass es in der Schweiz 

insbesondere bei geringqualifizierten Personen, also vor allem solche ohne 

nachobligatorische Schulbildung einen Nachholbedarf an Weiterbildungs-

teilnahme zu geben scheint.  

 

Personen mit Migrationshintergrund 

Als eine zweite potentielle Risikogruppe werden oft Migranten ge-

nannt. Allerdings sind für die Schweiz die empirischen Befunde hierzu eher 

spärlich bzw. wenig eindeutig. So zeigt Bänziger (1999), dass Ausländer 

eine signifikant geringere Wahrscheinlichkeit aufweisen, arbeitgeberunter-

stützte Weiterbildung zu erhalten als Schweizer (für nicht arbeitgeberunter-

stützte Weiterbildung lassen sich bei ihr jedoch keine negativen Effekte 

nachweisen). Dagegen kommen Sousa-Poza/Henneberger (2003) zum Re-

sultat, dass Ausländer zwar eine insgesamt geringere Wahrscheinlichkeit 

haben an Weiterbildung teilzunehmen, dass sich aber für vom Arbeitgeber 

unterstützte berufliche Weiterbildung keine signifikanten Effekte nachwei-

sen lassen. Aktuell weist das BfS für die Schweiz folgende empirischen Be-

funde
3
 auf: Im Jahre 2009 haben gut 50% der Schweizer an nicht-formalen 

Weiterbildungsaktivitäten teilgenommen. Demgegenüber haben nur deutlich 

unter 40% der Ausländer an Weiterbildung teilgenommen. Dabei hängt die 

Teilnahmequote stark davon ab, ob jemand die Schule in der Schweiz oder 

im Ausland besucht hat. Ausländer mit Schulbesuch in der Schweiz nehmen 

                                                        
3 Vgl. Ergebnisse aus der Schweizerischen Arbeitskräfteerhebung (SAKE) 2009 auf 

http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/15/07/key/blank/uebersicht.html. 
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deutlich weniger häufig an Weiterbildung teil (32%) als Ausländer mit 

Schulbesuch im Ausland (37%), wobei letztere vermutlich häufiger hoch-

qualifizierte Ausländer sind. In unseren multivariaten Analysen basierend 

auf der schweizerischen Arbeitskräfteerhebung 2009, die all diese Einfluss-

faktoren konstant hält (vgl. Tabelle A1 im Anhang), findet sich, dass Nicht-

Schweizer nach Kontrolle aller dieser Faktoren eine signifikant und leicht 

niedrigere Wahrscheinlichkeit aufweisen an Weiterbildung teilzunehmen als 

Schweizer. 

Insgesamt muss also beachtet werden, dass die in der Schweiz leben-

den Ausländer eine sehr heterogene Gruppe darstellen und insofern die Her-

kunft nicht generell als Risikofaktor zu sehen ist. Ein besonders hohes Risi-

ko der Nichtteilnahme findet sich vor allem dort, wo sich verschiedene Ri-

sikofaktoren kumulieren, wo also beispielsweise schlechte Sprachkenntnisse 

gepaart sind mit niedriger Schulbildung und Arbeitsplätzen mit geringen 

Qualifikationsanforderungen (vgl. hierzu auch den Bericht des EVD über 

eine neue Weiterbildungspolitik des Bundes 2009). 

 

Nie-Teilnehmer 

Neuere Studien zeigen darüber hinaus, dass auch die Gruppe der 

Nichtteilnehmer an Weiterbildung sehr heterogen ist und man daher aus 

bildungspolitischer Perspektive grundsätzlich zwischen zwei Gruppen un-

terscheiden muss: Gelegentliche Nichtteilnehmer und Nie-Teilnehmer (Ba-

ckes-Gellner et al. 2007). Gelegentliche Nichtteilnehmer mögen zwar im 

Jahr der Befragung nicht an Weiterbildung teilgenommen haben aber in den 

vorhergehenden Jahren haben sie mehr oder weniger regelmässig an Wei-

terbildung teilgenommen. Diese Gruppe stellt insofern kaum ein Problem 

dar, da es sogar optimal sein kann, nicht jedes Jahr an Weiterbildung teilzu-

nehmen. Demgegenüber zeichnen sich Nie-Teilnehmer dadurch aus, dass sie 

gar nie, d.h. weder im Befragungsjahr noch in den davorliegenden Jahren an 

Weiterbildung teilgenommen haben. Nie-Teilnehmer stellen somit die ei-

gentliche Risikogruppe dar; allerdings werden in üblichen Weiterbildungs-

datensätze diese Unterschiede gar nicht erfasst. Der Anteil der Nie-

Teilnehmer wurde in einer neueren Studie für Deutschland ermittelt und 
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beläuft sich auf ca. 13% aller befragten Personen, die wiederum repräsenta-

tiv sind für das Erwerbspersonenpotential (vergleichbare Zahlen für die 

Schweiz liegen aufgrund fehlender Datenbasis nicht vor). Eine genauere 

Analyse der Gruppe der Nie-Teilnehmer zeigt, dass diese sich insbesondere 

wieder durch ein geringes Bildungsniveau, aber vor allem auch durch Ar-

beitsplätze mit kaum veränderlichen Anforderungen an Kenntnissen und 

Fähigkeiten, durch eine starken Gegenwartsorientierung sowie durch feh-

lende Arbeitgeberunterstützung auszeichnen. D.h. Geringqualifizierte, die 

mit einer niedrigen Ausbildung auf Arbeitsplätzen mit geringen Anforde-

rungen starten, werden mit grösster Wahrscheinlichkeit zu Nie-

Teilnehmern. Sie stellen also eine besondere Risikogruppe dar.  

Zudem haben generell Arbeitnehmer auf Arbeitsplätzen, die sich da-

durch auszeichnen, dass sie typischerweise kaum Änderungen in den An-

forderungen an Kenntnisse und Fähigkeiten mit sich bringen, eine deutlich 

geringere Weiterbildungswahrscheinlichkeit, so dass die Art des Arbeits-

platzes sich wiederum als wesentlicher Einflussfaktor bestätigt. Insgesamt 

zeigt sich also, dass zur Behebung der Nichtteilnahme an Weiterbildung vor 

allem auch die Unternehmen gefragt sind, die durch gezielte Gestaltung der 

Arbeitsplätze und eine entsprechende Weiterbildungsstrategie mithelfen, die 

Weiterbildungsteilnahme von Nie-Teilnehmern zu verbessern. Denn solange 

Nie-Teilnehmer am aktuellen Arbeitsplatz keinen kurzfristigen Vorteil 

durch eine Weiterbildungsteilnahme erkennen können, haben sie offensicht-

lich keinen Anreiz an Weiterbildung teilzunehmen.  

Ausserdem zeigt sich, dass Nie-Teilnehmer Individuen sind, denen 

Weiterbildung einen zu hohen subjektiven Stress neben Arbeit und privaten 

Pflichten verursacht. Neben den fehlenden bzw. nicht ausreichend erkennba-

ren Erträgen sind es also höhere individuelle Kosten (Stress durch Weiter-

bildungsteilnahme), die Nie-Teilnehmer von einer Weiterbildungsteilnahme 

abhalten. Ein wesentlicher Faktor könnte in diesem Zusammenhang „feh-

lende Zeit“ darstellen. Hier wird häufig argumentiert, dass insofern die Be-

reitstellung von Zeit für Weiterbildung (Weiterbildungsurlaub, Lernzeitkon-

ten, Weiterbildung während der Arbeitszeit) helfen könnte, das Problem zu 

lösen. Ob diese tatsächlich die versprochenen Wirkungen erzielen und eine 
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stärkere Beteiligung der genannten Risikogruppen garantieren können, wird 

im Kapitel „Internationale empirische Evidenz zu Bildungsurlaub und Lern-

zeitkonten“ untersucht werden, allerdings darf schon hier vorweggenommen 

werden, dass die Erfolge solcher Massnahmen bezüglich einer besseren Be-

teiligung von Risikogruppen eher gering ausfallen bzw. nicht erkennbar 

sind. Bevor wir auf konkrete Massnahmen und die dazu vorhandene empiri-

sche Evidenz eingehen, soll jedoch noch kurz auf vermeintliche Risikogrup-

pen eingegangen werden, d.h. auf solche Gruppen, die sich bei genauerem 

Hinsehen nicht wirklich als Risikogruppen bestätigen lassen. 

 

Vermeintliche Risikogruppen: Personengruppen mit vermuteter nied-

riger Teilnahme 

Mit „vermeintliche Risikogruppen“ sind hier solche Personengruppen 

gemeint, die zwar insbesondere in deskriptiven Analysen eine geringere 

Weiterbildungsbeteiligung aufweisen, die bei genauerer Analyse jedoch 

eher keine Risikogruppe darstellen. So findet sich insbesondere in deskrip-

tiven Studien, dass Teilzeitkräfte eine leicht geringere Weiterbildungsbetei-

ligung aufweisen als Vollzeitkräfte oder dass gewerbliche Arbeitskräfte zum 

Teil eine geringere Weiterbildungsbeteiligung aufweisen als Arbeitskräfte 

im kaufmännischen Bereich. Ähnliches trifft auf ältere und weibliche Ar-

beitnehmer zu. Allerdings sind diese Befunde wenig stabil und hängen von 

einer Vielzahl weiterer Faktoren ab (Arbeitsplatzcharakteristika, Unterneh-

menscharakteristika, Eingangsqualifikation, etc.), so dass hier kein grund-

sätzliches Problem vermutet werden muss, das einer Intervention durch den 

Staat bedürfte (vgl. auch Büchel/Pannenberg 2004).  

Für die Schweiz lassen sich folgende aktuellen empirischen Befunde 

aufzeigen. Vergleicht man Vollzeit- mit Teilzeitbeschäftigten findet man in 

einfachen Statistiken zunächst eine deutlich höhere Weiterbildungsbeteili-

gung für Vollzeitbeschäftigte. So haben Vollzeitbeschäftigte eine Weiterbil-

dungsbeteiligung von 55% und Teilzeitbeschäftigte mit einem Beschäfti-

gungsgrad von weniger als 50% eine Beteiligung von 45%.
4
 Allerdings ha-

                                                        
4
 Vgl. Ergebnisse aus der Schweizerischen Arbeitskräfteerhebung (SAKE) 2009 auf 

http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/15/07/key/blank/uebersicht.html. 
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ben Teilzeitbeschäftigte mit einem Beschäftigungsgrad von 50-89% die 

höchste Weiterbildungsbeteiligung von 57%.
5
 Da Teilzeitarbeit vor allem 

bei weiblichen Arbeitskräften verbreitet ist, sollten die beiden Merkmale 

Teilzeitarbeit und „Frau sein“ einmal getrennt betrachtet werden. In diesem 

Kontext zeigt eine empirische Studie von Backes-Gellner et al. (2011) zu 

arbeitgeberunterstützter Weiterbildung, dass Frauen zwar eine geringere 

Weiterbildungsbeteiligung aufweisen als Männer, dass aber die Teilzeitar-

beit keinen zusätzlichen negativen Effekt aufweist. Für Frauen findet man 

nämlich zwischen Vollzeit- und Teilzeitarbeit kaum Unterschiede hinsicht-

lich der Partizipation an Weiterbildung während für Männer Teilzeitarbeit 

mit einer deutlichen tieferen Teilnahmewahrscheinlichkeit einhergeht (mög-

licherweise weil Teilzeit bei Männern, insbesondere wenn es vergleichswei-

se niedrige Beschäftigungsgrade sind, vom Arbeitgeber als ein ungünstiges 

Signal angesehen wird). 

 

Vergleicht man die Weiterbildungsquote verschiedener Branchen fällt 

auf, dass diese in der Öffentlichen Verwaltung, dem Gesundheits- und Bil-

dungsbereich sowie der Finanz-, Versicherungs- und Informatikbranche mit 

ca. 60-70% im Vergleich besonders hoch liegt, während diese im Industrie- 

und Baugewerbe bei nur knapp über 40% liegt.
6
 Im Zuge des verstärkten 

Strukturwandels hin zu mehr Dienstleistungen – und dabei insbesondere hin 

zu mehr unternehmensnahen Dienstleistungen – dürfte sich also die Weiter-

bildungsteilnahme schon alleine aufgrund eines solchen Struktureffektes im 

Durchschnitt der Bevölkerung deutlich erhöhen.  

Bezogen auf altersspezifische Beteiligungsmuster lassen sich in de-

skriptiven Befunden für die Schweiz ebenfalls leicht geringere Beteili-

gungsquoten für ältere Personen finden. In den Alterskategorien der 25 bis 

54-Jährigen liegt die Beteiligungsquote bei knapp über 50%, in der Alters-

gruppe der 55 bis 64-Jährige liegt sie bei 40%. Wenn man allerdings den 

Bildungsstand und Unterschiede in den Arbeitsplätzen kontrolliert, zeigt 

                                                        
5 Vgl. Ergebnisse aus der Schweizerischen Arbeitskräfteerhebung (SAKE) 2009 auf 

http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/15/07/key/blank/uebersicht.html. 
6 Vgl. Ergebnisse aus der Schweizerischen Arbeitskräfteerhebung (SAKE) 2009 auf 

http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/15/07/key/blank/uebersicht.html. 



 

12 
Universität Zürich 
Prof. Dr. Uschi Backes-Gellner 

sich in unseren eigenen Analysen, dass nur die jüngste Altersgruppe (25-34 

Jahre) eine signifikant häufigere Weiterbildungsbeteiligung aufweist und 

dass schon in der nächsten Altergruppe die Weiterbildungsbeteiligung deut-

lich niedriger ist und dann auch so bleibt (vgl. Anhang Tabelle A1, Spalte 

2). Dagegen finden Souza-Poza/Henneberger (2003), ebenfalls basierend 

auf multivariaten Analysen, die allerdings auch eine grössere Altersspanne 

und eine feinere Alterseinteilung vornehmen, einen umgekehrt u-förmigen 

Zusammenhang zwischen Alter und Weiterbildungsteilnahme. So haben 

sowohl sehr junge Personen als auch Personen ab 60 Jahren eine signifikant 

geringere Wahrscheinlichkeit an Weiterbildung teilzunehmen. Die Weiter-

bildungsteilnahme scheint somit zwar mit dem Alter zu variieren, aber ers-

tens sind die Befunde nicht stabil und zweitens nicht so, dass die Teilnahme 

strikt mit dem Alter sinkt. Drittens ist die Teilnahmequote weniger durch 

das Alter sondern vor allem durch die Pensionierungsgrenze (und damit 

grundsätzlich auch veränderlich) determiniert, wie man anhand von Unter-

schieden im internationalen Vergleich vermuten kann. Die Unterstützung 

seitens der Unternehmen hängt demgegenüber gar nicht vom Alter ab wie 

Sousa-Poza/Henneberger (2003) zeigen. Wenn also Alterseffekte bei der 

Weiterbildungsteilnahme gefunden werden, dann hängt dies weniger mit 

dem Alter an sich zusammen als vielmehr mit anderen Faktoren wie dem 

typischen Pensionierungsalter, der Arbeitsorganisation in Unternehmen oder 

individuellen Personalentwicklungsstrategien. Das Weiterbildungsangebot 

der Unternehmen hängt dagegen kaum vom Alter an sich ab sondern von 

betrieblichen Erfordernissen und dürfte sich damit wiederum fast zwangs-

läufig ausweiten, sobald sich der Wettbewerb um qualifiziertes Personal 

aufgrund der demographischen und technologischen Entwicklungen ver-

schärft und die Unternehmen im längerfristigen Wettbewerb konkurrenzfä-

hig bleiben wollen. 

Bezogen auf geschlechtsspezifische Unterschiede zeigt sich in bisheri-

gen Studien ein sehr uneinheitliches Bild. Während basierend auf deskripti-

ven Befunden oft vermutet wird, dass Frauen eine systematisch geringere 

Weiterbildungsbeteiligung aufweisen als Männer, lassen sich in multivaria-

ten Analysen nicht generell niedrigere Weiterbildungsteilnahmen bei Frauen 
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feststellen. Eine geringere Weiterbildungsteilnahme beruht vielmehr darauf, 

dass Frauen andere Arbeitsplätze einnehmen oder andere Eingangsqualifika-

tionen mitbringen. Wenn sie dagegen auf vergleichbaren Arbeitsplätzen sind 

und vergleichbare Grundausbildungen aufweisen, hinkt ihre Weiterbil-

dungsteilnahme kaum hinter der ihrer männlichen Kollegen hinterher. So 

zeigt sich in vielen Studien auch, dass abhängig vom betrachteten Weiter-

bildungsmass, Frauen teils sogar überrepräsentiert sind (Arulampalam et al. 

2004, Bassanini et al. 2007). Studien in Deutschland zeigen allerdings, dass 

verheiratete Frauen mit Kindern eine signifikant geringere Wahrscheinlich-

keit haben, an Weiterbildung teilzunehmen als verheiratete Männer mit 

Kindern, was vor allem auf sehr klassische Rollenverteilungen zurück-

schliessen lässt. Diese Erklärung drängt sich insbesondere deshalb auf, da 

alleinerziehende Frauen mit Kindern keine geringere Weiterbildungsbeteili-

gung aufweisen (es ist also das ‚Verheiratet sein’, das den Effekt hervor-

ruft). Insofern handelt es sich hier auch weniger um ein Problem, das mit 

Hilfe von Weiterbildungspolitik zu lösen ist, sondern um eines, das einen 

Wandel gesellschaftlicher Rollenbilder voraussetzt.  

Gemäss unseren multivariaten Analysen der Weiterbildungsbeteili-

gung an allen Arten von Weiterbildung basierend auf der schweizerischen 

Arbeitskräfteerhebung 2009 haben Männer interessanterweise – bei sonst 

gleichen Merkmalen – sogar eine geringere Weiterbildungsbeteiligung als 

Frauen (vgl. Tabelle A1). Dies ist aber darauf zurückzuführen, dass in die-

sen Analysen sowohl vom Arbeitnehmer als auch vom Arbeitgeber finan-

zierte Weiterbildung einbezogen sind. Fokussiert man alleine auf arbeitge-

berunterstützte Weiterbildung erhält man den umgekehrten Effekt, d.h. 

Frauen bekommen – bei sonst gleichen Merkmalen – mit geringerer Wahr-

scheinlichkeit arbeitgeberunterstützte Weiterbildung als Männer. Diese Er-

gebnisse stimmen mit anderen Befunden für die Schweiz überein. Gerfin 

(2004) hebt dabei zusätzlich die Bedeutung früherer Weiterbildungsteil-

nahmen als wichtigste Determinante aktueller Weiterbildungsbeteiligung 

hervor. Dies deutet auf eine gewisse Pfadabhängigkeit der Weiterbildungs-

teilnahme hin und zeigt, dass es wichtig ist, Personen früh in die Aktivitäten 

Lebenslangen Lernens einzubinden. Zusammenfassend kann also festgehal-
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ten werden, dass Frauen sich zwar insgesamt stärker an Weiterbildung betei-

ligen, dass sie aber weniger arbeitgeberunterstützte Weiterbildung bekom-

men, wobei dies zum Teil vor allem darauf beruht, dass Frauen andere Ar-

beitsplätze einnehmen oder andere Eingangsqualifikationen mitbringen. 

Insgesamt scheint bei Frauen die Bereitschaft, die Kosten für Weiterbildung 

selbst zu übernehmen stärker ausgeprägt als bei Männern (Bildungsbericht 

Schweiz 2010). 

Darüber hinaus zeigt sich, dass generell erwerbstätige Personen deut-

lich häufiger an Weiterbildung teilnehmen als nichterwerbstätige Personen. 

Bei erwerbstätigen Personen liegt die Weiterbildungsquote bei über 50%, 

wohingegen nur knapp 25% der nichterwerbstätigen Personen im Jahre 

2009 an Weiterbildung teilgenommen haben.7 Die Unterschiede in den 

Teilnahmequoten werden dabei von Weiterbildung mit beruflicher Natur 

getrieben. Bei Weiterbildung mit allgemeiner Natur sind dagegen nichter-

werbstätige Personen vergleichsweise häufiger anzutreffen als Erwerbstätige 

oder Erwerbslose. Dieser Befund lässt vermuten, dass bei Nichterwerbstäti-

gen die Bereitschaft an Weiterbildung teilzunehmen nicht fehlt, sondern 

dass diese vielmehr den Nutzen aus beruflicher Weiterbildung vergleichs-

weise geringer einschätzen.  

 

Zusammen genommen legen die Befunde den Schluss nahe, dass In-

dividuen mit niedriger Weiterbildungsteilnahme i.d.R. ihre Weiterbildungs-

teilnahme wohlüberlegt angehen und immer dann an Weiterbildung teil-

nehmen, wenn der jeweilige individuelle Nutzen die anfallenden Kosten 

übersteigt bzw. nur dann nicht an Weiterbildung teilnehmen, wenn den in-

dividuellen Kosten keine ausreichenden Nutzen (in Form von Einkommen, 

Arbeitsmarktaussichten und/oder reiner Lernfreude) mehr gegenüberstehen.  

 

                                                        
7 Vgl. Ergebnisse aus der Schweizerischen Arbeitskräfteerhebung 2009 (SAKE) auf 

http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/15/07/key/blank/uebersicht.html. 

Zudem muss beachtet werden, dass die Zahlen für Erwerbslose sehr stark durch arbeits-

marktliche Massnahmen (AMM) geprägt sind und diese einer eigenen Logik folgen. Des-

halb soll weder auf deren Weiterbildungsteilnahme noch auf die Besonderheiten der Teil-

nahme an arbeitsmarktlichen Massnahmen im Rahmen dieses Berichts eingegangen wer-

den. Die Wirkung von AMM wird im Kapitel „Programme für Sondergruppen“ diskutiert.  
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Finanzierung von Weiterbildung durch Unternehmen als wichtige 

Einflussgrösse  

Berücksichtigt man nun zusätzlich die Finanzierung der Weiterbil-

dung stellt man fest, dass Unternehmen die überaus wichtigste Finanzie-

rungsquelle für nicht-formale Bildung darstellen. Ungefähr 70% der nicht-

formalen Weiterbildungsstunden sind teilweise oder vollständig vom Ar-

beitgeber finanziert, etwa 20% der Stunden voll von den Teilnehmenden 

und weitere 10% aus anderen Quellen.
8
 Auch hier sind es wieder die glei-

chen Personengruppen, die oben bereits identifiziert wurden, die auch keine 

Arbeitgeberunterstützung bekommen.  

Tuor/Backes-Gellner (2009) analysieren die Bedeutung von monetä-

ren und nicht-monetären Faktoren für die individuelle Weiterbildungsteil-

nahme auf Basis eines deutschen Datensatzes. Interessant ist dabei der Be-

fund, dass jene Arbeitnehmer, deren Weiterbildungskosten mit vom Arbeit-

geber getragen werden, auch jene Arbeitnehmer sind, die am ehesten auch 

bereit wären, die gesamten Kosten selbst zu tragen. Umgekehrt werden Ar-

beitnehmer, die ohne Unterstützung seitens des Arbeitgebers nicht bereit 

sind an Weiterbildung teilzunehmen, auch kaum vom Arbeitgeber berück-

sichtigt. Hier fallen also offensichtlich die Entscheidungslagen von Unter-

nehmen und Individuen genau zusammen.  

Ausschlaggebend für die individuelle Weiterbildungsteilnahme 

scheint vor allem die Möglichkeit, während der Arbeitszeit an Weiterbil-

dung teilzunehmen. Somit dürften zeitliche mehr als finanzielle Aspekte 

eine Hürde für die Weiterbildungsteilnahme darstellen. Dies gilt insbeson-

dere bei jenen Personen, bei denen sich wie oben gesehen die Risiken feh-

lender eigener Zahlungsbereitschaft und fehlender Arbeitgeberunterstützung 

kumulieren, was wiederum am ehesten gering qualifizierte Personen sind. 

Das Problem betrifft dabei genauso Personen in Teil- und Vollzeitbeschäfti-

gung da auch  für Teilzeitbeschäftigte Zeit ein ebenso knappes Gut ist wie 

für Vollzeitbeschäftigte (da die reduzierte Tätigkeit typischerweise mit be-

                                                        
8
 Vgl. Ergebnisse aus der Schweizerischen Arbeitskräfteerhebung (SAKE) 2009 auf 

http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/15/07/ind19.html, Tabelle „Finanzie-

rung der Stunden nicht-formaler Bildung nach Geschlecht, 2009). 

http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/15/07/ind19.html
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deutenden ausserberuflichen zeitlichen Engagements und Verpflichtungen 

einhergeht).  

 

Zusammenfassend kann also festgehalten werden, dass insbesondere 

schlecht qualifizierte Personen und unter diesen besonders solche mit 

Migrationshintergrund eine Risikogruppe darstellen bei der es ökonomische 

Gründe gibt, private Weiterbildungsanstrengungen staatlicherseits zu unter-

stützen, um die ansonsten entstehenden sozialen Kosten und potentiellen 

externen Effekte zu vermeiden (vgl. hierzu auch Wolter 2008 und Bericht 

des EVD über eine neue Weiterbildungspolitik des Bundes 2009). Ähnli-

ches gilt für Personen, die aufgrund von Familienlasten aus dem Arbeits-

markt aussteigen – wobei hier die Befunde weniger eindeutig sind – und 

deren Wiedereinstieg durch Weiterbildung vereinfacht werden könnte, so 

dass sie mit weniger Reibungsverlusten in den Arbeitsmarkt integriert wer-

den könnten.9  

 
 

III. Vor- und Nachteile unterschiedlicher Instrumente zur 

Förderung der Weiterbildungsbeteiligung 

 

III.1 Bildungsurlaub und Lernzeitkonten 

 
Wie oben ausgeführt scheint zeitlichen Aspekten für die Teilnahme an 

Weiterbildung eine wichtige Rolle zuzukommen da Zeit eine begrenzte Res-

source ist und im Gegensatz zu Geld nicht einfach vermehrt werden kann 

und da Zeit einen Kostenfaktor sowohl für Arbeitnehmer als auch für Ar-

beitgeber darstellt. Abhängig von der Aufteilung der Weiterbildungsteil-

nahme auf Arbeits- oder Freizeit fallen die Kosten stärker für Unternehmen 

oder Beschäftigte ins Gewicht.  

Fällt Weiterbildung in die Freizeit kann dies für jene Arbeitnehmer 

den Zugang zu Weiterbildung erschweren, die neben der Arbeit auch umfas-

sende familiäre Verpflichtungen zu erfüllen haben. Auch hier kumulieren 

                                                        
9 Ähnliches trifft generell auch auf erwerbslose Personen zu, die in den Arbeitsmarkt integ-

riert werden sollen, wobei diese hier nicht ausführlich behandelt werden sollen, da sie um-

fassend im Rahmen der entsprechenden Sozialversicherungsprogramme betreut und analy-

siert werden.  
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sich die Risiken wieder, da Personen mit geringen Einkommen zudem we-

niger Möglichkeiten zu externer Kinderbetreuung oder Unterstützung von 

Haushaltsarbeiten haben, was wiederum ihre Zeit für Weiterbildung stärker 

beschränkt. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, welche Effekte 

nach bisherigen Erkenntnissen zu Bildungsurlaub, d.h. einem Recht auf be-

zahlte Freistellung für Weiterbildung, erwartet werden dürfen.  

Fällt die Weiterbildungsteilnahme in die Arbeitszeit, dann hat dies ei-

nen Rückgang der produktiven Zeit der Arbeitnehmer und einen Anstieg der 

Arbeitskosten bei den Unternehmen zur Folge. Die Frage, die sich in diesem 

Zusammenhang also stellt ist, ob und wie sehr Lernzeiten in die Arbeitsab-

läufe zu integrieren und zwischen Arbeits- und Freizeit aufzuteilen sind 

(Dobischat/Seifert 2005a). An dieser Stelle setzen Lernzeitkonten an, denen 

die Idee zugrunde liegt, dass Arbeitnehmer zunächst Zeitguthaben aus ver-

schiedenen Quellen ansparen und diese dann später für den Besuch von be-

trieblicher Weiterbildung einsetzen können. Mögliche Zeitquellen sind ne-

ben Zeitguthaben von Arbeitszeitkonten auch Bildungsurlaub oder Ansprü-

che aus tarifvertraglichen oder betrieblichen Vereinbarungen.  

Zunächst stellt sich die Frage, welche Rolle (Weiter-)Bildungsurlaub 

oder Lernzeitkonten in der Schweiz spielen bzw. wie verbreitet sie sind. 

Danach gilt es zu klären, welche Wirkungen ggfls. in der Schweiz oder im 

Ausland vorhandene Regelungen mit Recht auf Weiterbildung für die Wei-

terbildungsteilnahme der o.g. Risikogruppen entfalten. 

 

III.1.a. Verbreitung in der Schweiz  

In der Schweiz sind gegenwärtig weder (bezahlter) Weiterbildungsur-

laub noch Lernzeitkonten verbreitet. So enthält das schweizerische Arbeits-

recht keinen Anspruch des Arbeitnehmers auf Weiterbildungsurlaub oder 

Lernzeitkonten (vgl. Bericht des Bundesrates zur Weiterbildung im Arbeits-

recht 2003). Allerdings ist dabei zu beachten, dass falls die Weiterbildung 

auf Anordnung des Arbeitgebers oder aufgrund einer gesetzlichen Vorgabe 

erfolgt, die für die Weiterbildung anfallende Zeit als Arbeitszeit einzustufen 

ist. Darüber hinaus steht es Arbeitnehmern und Arbeitgebern jederzeit offen, 
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individuell einen Vertrag zu vereinbaren, der das Recht umfasst, für die 

Weiterbildungsteilnahme bezahlten Urlaub zu erhalten und diese während 

der Arbeitszeit absolvieren zu können.  

Ausserdem gibt es darüber hinaus die Möglichkeit zur Festschreibung 

von Bildungsurlaub im Rahmen von Gesamtarbeitsverträgen (GAV).  

Schaut man sich die Absicherung von Weiterbildung in Gesamtarbeitsver-

trägen in der Schweiz an zeigt sich, dass falls ein Arbeitnehmer in einem 

Gewerbe tätig ist, das einem der für allgemein gültig erklärten 19 Gesamtar-

beitsverträge untersteht, sich darin fast immer auch eine Regelung zur Wei-

terbildung findet (vgl. Bericht des Bundesrates zur Weiterbildung im Ar-

beitsrecht 2003). Die Regelungen sind bei genauerem Hinsehen aber sehr 

unterschiedlich ausgeprägt. Enthält ein Gesamtarbeitsvertrag das Recht auf 

Weiterbildung, umfasst dies fast in allen Fällen zwar auch das Recht auf 

einen Weiterbildungsurlaub, allerdings kann dessen Dauer stark variieren 

und kann sich zwischen drei und fünf Tagen pro Jahr bewegen. In Etwa der 

Hälfte aller Gesamtarbeitsverträge besteht dabei das Recht auf einen unbe-

zahlten Weiterbildungsurlaub, wobei in diesen Fällen aber die Möglichkeit 

der finanziellen Beteiligung des Unternehmens besteht. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass es heute in der 

Schweiz zwar kein Recht auf Weiterbildung bzw. Weiterbildungsurlaub 

gibt, dass es aber individuelle oder kollektivvertragliche Alternativen gibt. 

Dabei haben insbesondere kollektivvertragliche Regelungen in Form von 

Gesamtarbeitsverträgen den Vorteil, dass sie gezielt auf die Bedürfnisse und 

Rahmenbedingungen in einer Branche angepasst und besser mit sonstigen 

zur Weiterbildung komplementären personalpolitischen Massnahmen (wie 

Lohn, Arbeitsorganisation etc.) abgestimmt werden können. Allerdings 

existieren in der Schweiz (noch) keine systematischen empirischen Angaben 

dazu, wie viele Arbeitnehmer von den in den Gesamtarbeitsverträgen for-

mulierten Regelungen zur Weiterbildung Gebrauch machen (Trampusch et 

al. 2010). Deshalb können derzeit zu deren Wirksamkeit keine empirisch 

belastbaren Aussagen gemacht werden.  

Stellt man sich die Frage, ob ein gesetzlich festgeschriebenes Recht 

auf Weiterbildung(surlaub) besser in der Lage wäre die heute beobachtbaren 
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Risikogruppen zu vermeiden oder zu reduzieren als GAVs, kann man sich 

im nächsten Schritt hierzu die internationale Evidenz anschauen, um zu se-

hen wie dort die Beteiligung insgesamt und unterschiedlicher Gruppen aus-

sieht.  

 

III.1.b. Internationale empirische Evidenz 

Bildungsurlaub 

In Deutschland haben zwei Drittel der Bundesländer Bildungsurlaubs-

gesetze und damit einen gesetzlich festgeschriebenen Anspruch auf Weiter-

bildung (Seifert 2003). Typischerweise beinhalten Bildungsurlaubsgesetze 

die bezahlte Freistellung von Arbeitnehmern zum Besuch von Weiterbil-

dungsmassnahmen während fünf Tagen pro Jahr (Timmermann et al. 2004). 

Für die Unternehmen fallen so Kosten in der Höhe der Lohnfortzahlung 

während der Weiterbildungsteilnahme der Arbeitnehmer an. Arbeitnehmer 

selbst tragen üblicherweise die direkten Kosten der Weiterbildungsteilnah-

me wie beispielsweise Teilnahmegebühren oder Kosten für Lernmaterialien.  

Empirische Analysen zeigen, dass jedoch nur ganz wenig und sehr se-

lektiv von diesem Recht auf bezahlte Freistellung zur Weiterbildungsteil-

nahme Gebrauch gemacht wird. So liegt die Teilnahmequote im Durch-

schnitt über alle Bundesländern, die ein Bildungsurlaubsgesetz haben, bei 

nur gerade 1.5%. Bei jeder zweiten Teilnahme handelt es sich um berufliche 

Weiterbildung (Seifert 2003). Die Teilnahmequoten an Weiterbildung 

schienen anfangs zwar zu steigen, blieben in den letzten Jahren aber stabil 

oder gingen teilweise sogar zurück (DIE 2008). Obwohl es keine ausgiebi-

gen empirischen Untersuchungen zur Teilnahme oder Wirkung der Inan-

spruchnahme von Bildungsurlaub gibt, kann aufgrund der heute beobachtba-

ren Muster der Weiterbildungsteilnahme vermutet werden, dass mit Bil-

dungsurlaub primär jene Personen erreicht werden, die auch sonst eine hohe 

Teilnahmequote aufweisen aber nicht diejenigen Personen, die als besonde-

re Risikogruppe identifiziert wurden – denn sonst würden diese Risikogrup-

pen nicht genauso in Ländern mit Bildungsurlaub wie in Ländern ohne Bil-

dungsurlaub auftreten (dabei lassen sich aufgrund der insgesamt geringen 
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Inanspruchnahme und damit sehr geringen Fallzahl hierzu aber kaum empi-

risch harte Erkenntnisse finden). Gemäss einer Studie des Bundesministeri-

ums für Bildung und Forschung wurde aber beispielsweise gezeigt, dass der 

Anteil der Frauen, welche die Möglichkeit des Bildungsurlaubs wahrneh-

men zwischen den einzelnen Bundesländern stark variiert und teilweise über 

und teilweise unter dem Anteil der Männer liegt (Bundesministerium für 

Bildung und Forschung 2003) – was ja auch nur darauf schliessen lässt, dass 

Bildungsurlaub an sich offensichtlich nicht zu einer allgemeinen Erhöhung 

der Weiterbildungsbeteiligung von Frauen führt. Als einen Grund  für die 

mangelnde Wirksamkeit von Bildungsurlaubsgesetzen führt das DIE (2008) 

einen möglicherweise mangelnden Informationsstand der Arbeitnehmer 

(und Unternehmen) hinsichtlich ihres rechtlich fixierten Anspruchs auf Bil-

dungsurlaub an. Allerdings gibt es auch für diese Vermutung keine harten 

empirischen Belege, genauso wie es keine Belege gibt für die Behauptung, 

dass Arbeitnehmer aus Sorge um den Arbeitsplatz nicht von ihrem Recht 

auf Bildungsurlaub Gebrauch machen oder dass kleine und mittlere Unter-

nehmen die Freistellung eher zurückhaltend gewähren. 

Die bei der Einführung der Bildungsurlaubsgesetze angestrebten Ziele 

sind also nicht oder allenfalls sehr beschränkt erreicht worden. Insbesondere 

wurden sie nicht erreicht bezüglich der Teilnahme an allgemeiner Weiter-

bildung (DIE 2008): Entgegen der ursprünglichen Idee überwiegen nämlich 

eindeutig Teilnahmen an Weiterbildung mit beruflicher Relevanz aber nicht 

allgemeine Weiterbildungsmassnahmen. Zudem gelang es nicht die Teil-

nahmequote der Arbeiter und Arbeiterinnen zu erhöhen, genauso wie das 

Recht auf Weiterbildungsurlaub nicht dazu geführt hat, dass die oben ge-

nannten üblichen Risikogruppen mit niedriger oder Nie-Teilnahme vermie-

den bzw. behoben würden. Insofern verstärkt Bildungsurlaub eher vorhan-

dene Verzerrungen als dass es sie behebt. Wenn Effekte entstehen, dann 

scheinen sie eher von der Art des Matthäus-Prinzips zu sein: „denn wer da 

hat, dem wird gegeben“. 

 

Neben Deutschland gibt es noch einige andere europäische Länder, 

die ähnliche gesetzlich festgelegte Ansprüche seitens der Arbeitnehmer 
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kennen. Beispielsweise besteht in Belgien ein gesetzlicher Anspruch auf 

120 Stunden bezahlter Freistellung pro Jahr und auch hier ist die Inan-

spruchnahme etwa gleich niedrig wie in Deutschland (DIE 2008). In Däne-

mark wurde das Instrument des bezahlten Bildungsurlaubs ebenfalls einge-

führt, wobei neben der Förderung der individuellen Weiterbildungsteilnah-

me auch die Integration erwerbsloser Personen ins Arbeitsleben im Vorder-

grund stand (vgl. Wolter et al. 2003). Während der Freistellung von Mitar-

beitern zur Weiterbildungsteilnahme müssen Unternehmen an deren Stelle 

arbeitlose Personen einstellen. Zwar existiert auch hierzu keine eigentliche 

Evaluation des Instruments, aber es scheinen wiederum insbesondere jene 

Arbeitnehmer den Bildungsurlaub in Anspruch zu nehmen, die auch sonst 

an Weiterbildung teilgenommen hätten (Wolter et al. 2003).  

Frankreich kennt ebenfalls einen gesetzlich verankerten Anspruch auf 

einen Bildungsurlaub mit Rückkehrrecht (Timmermann et al. 2004). Auch 

hier werden aber nicht die Personen erreicht, die üblicherweise eine geringe 

Weiterbildungsteilnahme aufweisen und insofern als besondere Risikogrup-

pen angesehen werden müssen. Diese Risikogruppen, die unterdurchschnitt-

lich oder nie an Weiterbildung teilnehmen, lassen sich auch in Frankreich 

genau wie in anderen Ländern nachweisen (Timmermann et al. 2004). 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass dem gesetzlichen 

Anspruch auf Bildungsurlaub kaum eine entscheidende Rolle für eine all-

gemeine Förderung der Weiterbildungsbeteiligung und noch viel weniger 

für die Behebung der Risikogruppen zugemessen werden kann. Auch wenn 

Erkenntnisse aus dem Ausland nicht eins zu eins auf die Schweiz übertragen 

werden können, so darf dennoch vermutet werden, dass die Schlussfolge-

rungen bezüglich der Wirksamkeit des Instruments „Bildungsurlaub“ an-

satzweise auf die Schweiz übertragen werden können. Dies gilt insofern als 

einerseits Deutschland, das ein dem schweizerischen Bildungssystem sehr 

ähnliches Bildungssystem aufweist, und andererseits die anderen genannten 

Nachbarländer, die ein teilweise sehr unterschiedliches Bildungssystem 

aufweisen, alle die gleichen Erfahrungen bezüglich der Wirksamkeit bzw. 

mangelnden Wirksamkeit von Bildungsurlaub vorzuweisen haben, so dass 
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der Effekt zumindest nicht von nationalen Spezifitäten verursacht zu sein 

scheint.  

 

Lernzeitkonten 

Lernzeitkonten bieten Arbeitnehmern die Möglichkeit angesparte 

Zeitansprüche für betriebliche Weiterbildung zu nutzen. Das Konzept der 

Lernzeitkonten knüpft am Grundprinzip der Arbeitszeitkonten an (Dobi-

schat/Seifert 2005a). Auf Arbeitsplätzen mit Arbeitszeitkonten wird stets die 

Differenz zwischen tatsächlich geleisteten und vertraglich vereinbarten Ar-

beitsstunden verbucht. Üblicherweise müssen Zeitguthaben und -schulden 

innerhalb eines festgelegten Zeitraums ausgeglichen werden. Im Falle von 

Lernzeitkonten können diese Ansprüche für betriebliche Weiterbildung 

verwendet und damit Zeitguthaben abgebaut werden.  

Die spezifische Ausgestaltung von Lernzeitkonten kann dabei stark 

variieren, wobei insbesondere drei Hauptmerkmale unterschieden werden 

können (Hummelsheim 2010): Erstens die Quellen der Zeitguthaben, d.h. 

woher die Zeitansprüche angespart werden können. Zweitens das Verfüg-

barkeitsrecht über die angesparten Zeitguthaben, d.h. wer über den Einsatz 

der gesammelten Zeitguthaben entscheiden und verfügen kann. Drittens die 

Verwendbarkeit der Zeitguthaben, d.h., für welche Weiterbildungen die 

Zeitansprüche verwendet werden dürfen. 

Quellen des Zeitguthabens: Eine wesentliche Quelle zur Ansparung 

von Zeit auf Lernzeitkonten resultiert aus der Flexibilisierung der Arbeits-

zeit und der damit einhergehenden Verbreitung von Arbeitszeitkonten. 

Temporär geleistete Mehrarbeit wird dann nicht mehr in Form von Über-

stunden vergütet sondern auf einem Zeitkonto gutgeschrieben und später in 

Form von Freizeit (oder Weiterbildungszeit) ausgeglichen. Neben Zeitgut-

haben von Arbeitszeitkonten können Weiterbildungszeitansprüche aber auch 

noch aus Bildungsurlaubsgesetzen oder tariflichen Regelungen oder aus 

betrieblichen Vereinbarungen resultieren (Dobischat/Seifert 2005a).  

Verfügbarkeitsrechte über Zeitguthaben: Je nach Ausgestaltung der 

Lernzeitkonten liegen die Verfügungsrechte uneingeschränkt beim Arbeit-

nehmer, welcher die Zeitansprüche angehäuft hat, oder sie sind einge-
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schränkt durch bestimmte Rechte des Arbeitgebers bezüglich der Verwen-

dung der angesparten Zeitguthaben. Stehen die angehäuften Weiterbil-

dungsguthaben ausschliesslich für vom Arbeitnehmer initiierte Weiterbil-

dung zur Verfügung  und nicht für beliebige berufliche Massnahmen  

wird damit am meisten dem Fakt Rechnung getragen, dass bei Lernzeitkon-

ten der Arbeitnehmer und nicht das Unternehmen die Zeitkosten trägt 

(Timmermann et al. 2002). Da nämlich der Arbeitnehmer auf einen Aus-

gleich von Überstunden in finanzieller Form oder durch Freizeit verzichtet, 

stellt nur die alleinige Verfügbarkeit über die Zeitguthaben einen nahezu 

vollständigen Ausgleich für die eingebrachte Freizeit dar (bis auf die Tatsa-

che, dass die Zeitverwendung auf Weiterbildung beschränkt ist).  

Verwendbarkeit bezüglich Weiterbildungsarten: Schliesslich unter-

scheiden sich die Lernzeitkonten danach, ob die Lernzeitansprüche für jegli-

che Weiterbildung oder eingeschränkt nur für allgemeine, berufliche oder 

betriebliche Weiterbildung verwendet werden dürfen. Bei der Ausgestaltung 

besonders zu diskutieren ist insbesondere die Frage, ob Weiterbildung auch 

für betriebsnotwendige Qualifizierungen zur Verfügung stehen sollte da dies 

die Akzeptanz seitens der Arbeitgeber erhöht aber gleichzeitig die Akzep-

tanz der Arbeitnehmer reduziert da letztere dann einen Verlust von indivi-

duellem Einkommen und Freizeit für rein betriebliche Massnahmen hin-

nehmen. Für die Wirksamkeit und Inanspruchnahme wird es dementspre-

chend sehr stark auf solche Detailfragen ankommen, so dass allgemeine 

Aussagen sehr schwierig und vorsichtig zu handhaben sind.  

Spezialfragen und Probleme der Ausgestaltung: Bei der Ausgestal-

tung von Lernzeitkonten muss ausserdem darüber entschieden werden, in-

wiefern die angehäuften Lernzeiten auf neue Arbeitsplätze und möglicher-

weise andere Unternehmen übertragbar sein müssen (Seifert 2003). Dabei 

ist zu beachten, dass Lernzeiten nicht nur bei einem freiwilligen Arbeits-

platzwechsel des Arbeitnehmers sondern ebenfalls bei Insolvenz des Unter-

nehmens verloren gehen würden. Insofern hat die Expertenkommission Fi-

nanzierung Lebenslangen Lernens in Deutschland die Einführung einer ge-

setzlichen Insolvenzversicherung vorgeschlagen wenn Lernzeitkonten in 
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grösserem Umfang vorangetrieben werden sollten (Timmermann et al. 

2004). 

Busse/Seifert (2009) weisen ausserdem auf das Problem hin, dass es je 

nach Typ des Lernzeitkontos auch zu einer Konkurrenz zwischen unter-

schiedlichen Verwendungsarten für Zeitguthaben kommen kann, so dass am 

Ende nicht sichergestellt ist, dass tatsächlich die angesparten Zeitguthaben 

zu einer Erhöhung der Weiterbildungsteilnahme führen. Sie unterschieden 

dabei zwei Typen von Lernzeitkonten: In der ersten Variante können Zeit-

guthaben aus verschiedenen Quellen – unter anderem Guthaben aus Ar-

beitszeitkonten – für verschiedene Zwecke einschliesslich betrieblicher 

Weiterbildung verwendet werden. Hieraus kann dann die genannte Konkur-

renzsituation verschiedener Verwendungszwecke resultieren mit dem Er-

gebnis, dass statt für Weiterbildung die Zeit für sonstige Zwecke aufge-

braucht wird. Demgegenüber besteht in der zweiten Variante ein exklusives 

Verwendungsrecht der Zeitguthaben für berufliche Weiterbildung, so dass 

sichergestellt ist, dass die angesparten Guthaben wenn sie aufgebraucht 

werden auch für Weiterbildung verwendet werden – allerdings kann dann 

immer noch das Problem bestehen, dass die Zeit überhaupt nicht ausge-

schöpft sondern einfach nur immer weiter angespart wird.  

Grundsätzlich ist ausserdem festzuhalten, dass für die Nutzung von 

Zeitguthaben aus Arbeitszeitkonten zur Teilnahme an Weiterbildung die 

Existenz eines Lernzeitkontos nicht notwendig ist. Lernzeitkonten sind nur 

dann notwendig, wenn konkret die Aufteilung von Zeit und Geld für Wei-

terbildung zwischen Betrieb und Arbeitnehmer geregelt werden soll. So 

beispielsweise dann wenn sich Betriebe an der Finanzierung von vom Ar-

beitnehmer initiierter und ausgewählter Weiterbildung beteiligen oder Ar-

beitnehmer sich umgekehrt an der Finanzierung von betrieblicher Weiterbil-

dung beteiligen sollen (Heidemann 2009). 

Ein weiterer Aspekt, der mit der Einführung von Lernzeitkonten ver-

bunden war ist die Erwartung, dass Weiterbildungsmassnahmen besser auf 

den betrieblichen Produktions- und Dienstleistungsbetrieb anzupassen sind. 

Oft wechseln sich zeitliche und finanzielle Engpässe im Betrieb ab. Genau 

diesen Zyklus versucht das Konzept der Lernzeitkonten sich zunutze zu ma-
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chen. So bieten Lernzeitkonten den Vorteil, dass die angehäuften Zeitgutha-

ben bei nachlassender Auftragslage abgebaut und so Weiterbildungsteil-

nahmen optimal auf den betrieblichen Arbeitsprozess abgestimmt werden 

können (Dobischat/Seifert 2005a). Allerdings ist es in der betrieblichen 

Realität oft nicht möglich auf eine rezessive Phase zu warten wenn Weiter-

bildungsbedarf ansteht, so dass diese Zielsetzung allenfalls beschränkt er-

reicht wurde (Busse/Seifert 2009).  

Last but not least bieten Lernzeitkonten nicht für alle Lernformen 

gleichermassen eine Möglichkeit, die Weiterbildungsteilnahme zu fördern. 

So dürfte beispielsweise bei informellem Lernen, welches kaum vom ei-

gentlichen Arbeitsprozess zu trennen ist, die Zeiterfassung auf Lernzeitkon-

ten schwierig sein (Dobischat/Seifert 2005a). Demgegenüber sollte der Ein-

satz von Lernzeit für formale Weiterbildung kein Problem darstellen. Auch 

hier werden also die Grenzen des Instruments sehr deutlich, insbesondere 

wenn es beispielsweise um eine eher arbeitsplatznahe Weiterbildung von 

geringer qualifizierten Arbeitskräften geht.  

 

Wirksamkeit im Hinblick auf Risikogruppen  

Neben der Frage ob ein Instrument die durchschnittliche Weiterbil-

dungsteilnahme erhöht stellt sich immer auch die Frage ob die Risikogrup-

pen, d.h. Personen die üblicherweise kaum an Weiterbildung teilnehmen, 

damit erreicht werden. Die Zeitsparpotentiale dürften auf jeden Fall stark 

zwischen verschiedenen Gruppen variieren. Frauen tragen oft eine Doppel-

belastung resultierend aus Familie und Beruf. Als Folge arbeiten sie durch-

schnittlich weniger - sowohl in Teilzeit- als auch in Vollzeitbeschäftigung - 

woraus dann ein geringeres Zeitguthaben für berufliche Weiterbildung re-

sultiert (Busse/Seifert 2009). Ältere Arbeitnehmer haben, aufgrund der ge-

ringeren im Erwerbsleben verbleibenden Zeit, weniger Anreize an Weiter-

bildung teilzunehmen. Sind die angehäuften Zeitguthaben nicht zweckge-

bunden besteht somit die Gefahr, dass ältere Arbeitnehmer andere Verwen-

dungsoptionen vorziehen (Busse/Seifert 2009). Möglicherweise geniessen 

ältere Arbeitnehmer die zusätzliche Freizeit oder möchten die Stunden fi-

nanziell abgegolten haben. Ausserdem ist zu beachten, dass das Instrument 
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der betrieblichen Lernzeitkonten – wenn überhaupt – nur bei abhängig Be-

schäftigten eine Möglichkeit zur Förderung der Weiterbildungsteilnahme 

darstellt (Timmermann et al. 2002). Arbeitslose, Selbständige oder andere 

Beschäftigtengruppen werden dadurch nicht erreicht.  

Ungleichmässige Umsetzung in Unternehmen 

Zwar verfügen kleine und mittlere Unternehmen heute oft noch nicht 

über die Strukturen zur Einführung von Lernzeitkonten. Diese einzurichten 

dürfte aber kaum ein Problem darstellen. Vielmehr dürfte das gezielte Ma-

nagement der Weiterbildung der Mitarbeiter, d.h. die Identifizierung von 

Weiterbildungsbedarf, die Planung der Weiterbildungsmassnahmen und die 

Organisation der Weiterbildungsteilnahme für KMUs den kritischen Punkt 

darstellen (Seifert 2003). Hier würden allenfalls Massnahmen helfen, die 

Betriebe bezüglich ihrer strategischen Potentiale und der Identifizierung des 

damit verbundenen Weiterbildungsbedarfs unterstützen (vgl. hierzu Tim-

mermann et al. 2004).  

 Empirische Befunde zur Verbreitung und Nutzung 

Trotz der weit verbreiteten und akzeptierten Vorstellung, dass Lern-

zeitkonten ein geeignetes Instrument sind, die Teilnahme an beruflicher 

Weiterbildung zu fördern, sind diese in der betrieblichen Praxis bisher kaum 

verbreitet (Hummelsheim 2010). Interessant ist, dass zwar jedes dritte Un-

ternehmen in Deutschland Lernzeitkonten als sinnvolles Instrument zur 

Förderung der Weiterbildungsbeteiligung betrachtet aber nur gerade 2.5% 

der Betriebe (die zusammen 5% der Beschäftigten repräsentieren) gegen-

wärtig Zeitkonten haben (Zickert 2007). Betrachtet man ausschliesslich Be-

triebe mit Arbeitszeitkonto und Betriebsrat so besteht in etwa 15% der Be-

triebe ausdrücklich die Möglichkeit, Zeitguthaben für die Teilnahme an be-

ruflicher Weiterbildung zu verwenden (Seifert/Mauer 2004).  

Neben den nicht-monetären Kosten in Form der Zeit die man für die 

Weiterbildungsteilnahme investiert stellt sich auch die Frage wer die mone-

tären Kosten trägt. Sind Lernzeitkonten vorhanden, so übernehmen Unter-

nehmen vielfach einen Teil der direkten Weiterbildungskosten (Sei-

fert/Mauer 2004). Somit erfolgt auch hier – wie beim Bildungsurlaub – eine 

Aufteilung der Kosten zwischen Arbeitnehmer und Unternehmer. Während 
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beim Bildungsurlaub jedoch eher Arbeitnehmer die monetären und Unter-

nehmen die nicht-monetären Kosten tragen ist es bei Lernzeitkonten eher 

umgekehrt. Arbeitnehmer verzichten auf Freizeit oder bezahlte Überstunden 

während Unternehmen die direkten monetären Kosten der Weiterbildungs-

teilnahme übernehmen.  

Die empirischen Befunde zum Effekt von Lernzeitkonten sind spär-

lich. Eine nennenswerte Ausnahme bildet Seifert/Maurer (2004), die zeigen, 

dass das Vorhandensein von Lernzeitkonten – insbesondere in Verbindung 

mit Time-Sharing Modellen – positiv korreliert mit den Weiterbildungsakti-

vitäten im Unternehmen. In Unternehmen, die Lernzeitkonten eingeführt 

haben, stieg die Wahrscheinlichkeit, dass betriebliche Weiterbildung betrie-

ben wird, wobei dies kein ursächlicher Zusammenhang sein muss, wenn 

nämlich die Unternehmen, die von vorneherein mehr Weiterbildung geplant 

haben einfach mit einer höheren Wahrscheinlichkeit das Instrument der 

Lernzeitkonten etablieren weil sie sowieso Weiterbildung ausbauen wollen 

und es sie dabei unterstützt. Hinsichtlich Unternehmenscharakteristika deu-

tet die empirische Evidenz darauf hin, dass das Instrument der Lernzeitkon-

ten eher in Grossbetrieben zur Anwendung kommt, während dieses bei klei-

nen und mittleren Unternehmen auf weniger Zustimmung stösst (Dobi-

schat/Seifert 2005b). Vorbehalte gegenüber der Einführung von Lernzeit-

konten bestehen dabei aber nicht nur auf Seiten der Betriebe. Vielmehr gibt 

es auch grosse Skepsis auf Seiten der Arbeitnehmervertretungen, die es als 

problematisch ansehen, wenn Betriebe die angesparten Überstunden nicht 

mehr mit Freizeit oder Einkommen abgelten, sondern die Arbeitnehmer da-

zu gedrängt werden, diese für Weiterbildung einzusetzen (Dobischat/Seifert 

2005b).  

Bezüglich individueller Charakteristika der Arbeitnehmer erhoffte 

man sich mit der Einführung von Lernzeitkonten insbesondere auch gering 

Qualifizierte zu erreichen. Allerdings gehen Dobischat/Seifert (2005b) da-

von aus, dass diese nur erreicht werden können, wenn neben dem Vorhan-

densein von Lernzeitkonten auch das Aufzeigen betrieblicher Beschäfti-

gungsperspektiven erfolgen würde. Auch hier zeigt sich also wieder, dass 

Unternehmen und deren Arbeitsorganisation eine entscheidende Rolle zu-
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kommt. Alleine das Vorhandensein bzw. die Möglichkeiten zur Einrichtung 

von Lernzeitkonten reicht nicht aus, um die Weiterbildungsbeteiligung ins-

besondere der typischen Risikogruppen tatsächlich zu erhöhen.  

 

III.2. Ausgewählte sonstige Instrumente zur Stärkung indivi-

dueller Weiterbildungsbeteiligung und deren Wirkung 

Neben Lernzeitkonten und Bildungsurlaub gibt es weitere, nachfrage-

orientierte Instrumente, die derzeit zur Förderung der Weiterbildungsbeteili-

gung in der Schweiz und den Nachbarländern diskutiert werden. Dies sind 

im Wesentlichen: Bildungsgutscheine, Steuerabzüge und subventioniertes 

Sparen. Diese sollen im Folgenden vor allem anhand empirischer Untersu-

chungen im Hinblick auf ihre Wirkungsfähigkeit analysiert werden. Allen 

diesen Instrumenten ist gemeinsam, dass sie darauf abzielen, die individuel-

le Neigung zur Teilhabe an Weiterbildung zu erhöhen. Daneben gibt es auch 

Instrumente, welche das Weiterbildungsangebot betreffen; diese sind jedoch 

nicht Gegenstand des vorliegenden Berichts. 

 

Theoretisch erwartete Wirkungen 

Bildungsgutscheinen und subventioniertem Sparen ist gemeinsam, 

dass sie die Individuen mit Kaufkraft ausstatten, um so ihr Interesse und die 

Bereitschaft zur Teilnahme an Weiterbildung zu erhöhen. Der Effekt solcher 

Massnahmen resultiert aus ökonomischer Perspektive daraus, dass bei 

gleichbleibenden Erträgen aus individueller Perspektive die Kosten der 

Massnahmen sinken, so dass mit einer grösseren Wahrscheinlichkeit die 

individuelle Nutzen-Kosten-Betrachtung positiv ausfällt. Darüber hinaus 

kann auch von einer psychologischen Wirkung ausgegangen werden, wenn 

nämlich Personen es als Verlust empfinden, dass sie trotz der ihnen zusätz-

lich zur Verfügung gestellten Kaufkraft nicht an Weiterbildung teilnehmen 

sondern das Geld verfallen lassen. Dadurch bekommen sie die verpasste 

Chance sehr viel direkter zu spüren, was wiederum ein erhöhtes Interesse 

zur Teilnahme an Weiterbildung induziert, um genau diese verpasst Chance 

bzw. den Verlust des zusätzlichen Geldes zu vermeiden (Wolter et al. 2003).  
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Demgegenüber kann vor dem Hintergrund psychologischer Wirkun-

gen ebenfalls geschlussfolgert werden, dass die Wirkung von nachträglichen 

Steuerabzügen eher schwach sein wird. Dies resultiert daraus, dass zunächst 

Kosten sofort verursacht werden und die Abzüge erst nach bereits erfolgter 

Teilnahme erfolgen. Insofern steht im Moment der Entscheidung für oder 

gegen die Teilnahme an Weiterbildung nicht die Vermeidung eines Verlus-

tes sondern die Verursachung zusätzlicher Kosten im Vordergrund, wobei 

die Kosten durch steuerliche Abzüge aber erst sehr viel später und lange 

nach dem Ausgabenzeitpunkt reduziert werden (Wolter et al. 2003). 

 

Verbreitung und Wirkungen nachfrageorientierter Instrumente: empi-

rische Befunde  

 

Bildungsgutscheine 

Bei Bildungsgutscheinen handelt es sich üblicherweise um Gutschei-

ne, die Personen bei einer Weiterbildungsteilnahme eigener Wahl einlösen 

können. Dadurch werden die Kosten der Bildungsmassnahme bis zum Gut-

scheinsbeitrag von der die Gutscheine ausstellenden Institution übernom-

men, und das Individuum muss allenfalls einen evtl. verbleibenden Restbe-

trag aus dem eigenen Budget finanzieren. Bezüglich der Wirkungen solcher 

Instrumente für die Schweiz sind insbesondere die Erfahrungen mit Bil-

dungschecks im Kanton Genf sowie die Resultate eines schweizweiten Ex-

periments von Wolter et al. aufschlussreich. 

Im Kanton Genf werden seit dem Jahr 2001 Bildungsgutscheine an 

Erwachsene mit tiefem und mittlerem Jahreseinkommen vergeben, um an 

berufsbezogener Weiterbildung teilzunehmen (Bericht des Bundesrates über 

die nachfrageorientierte Weiterbildung 2005). Die Weiterbildungsveranstal-

tungen müssen dabei einige Voraussetzungen erfüllen, damit der Bildungs-

gutschein eingelöst werden darf. Die aktuellen Resultate sind in einem Be-

richt des Département de l’instruction publique du canton de Genève (2010) 

zusammengefasst. Im Jahre 2009 wurden über 5000 Gutscheine mit einem 

Wert von 3.3 Millionen CHF eingelöst. Betrachtet man demographische 

Merkmale der Gutscheinbezüger so sieht man, dass Personen ohne nachob-
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ligatorische Schulbildung 20% der Gutscheinbezüger ausmachen, was in 

Etwa ihrem Anteil in der Bevölkerung im Kanton Genf entspricht. Berück-

sichtigt man jedoch, dass Personen mit niedriger Schulbildung in der Grup-

pe der Personen, die berechtigt sind einen Gutschein zu beziehen, eigentlich 

überrepräsentiert sind, würde man erwarten, dass deren Anteil an den Teil-

nehmern ebenfalls über dem Anteil in der Gesamtbevölkerung liegt. Da dies 

nicht der Fall ist, lässt sich daraus ableiten, dass Gutscheine – zumindest so 

wie diese momentan im Kanton Genf ausgestaltet sind – kein hilfreiches 

Mittel sind die Teilnahmequote von niedrig qualifizierten Personen über-

proportional zu erhöhen. Ein weiterer Befund dieses Gutscheinprojektes ist, 

dass Frauen in der Gruppe der Gutscheinbezüger überrepräsentiert zu sein 

scheinen, wobei sich auch hier wiederum die Frage stellt, inwieweit Frauen 

auch unter den potentiellen Beziehern solcher Gutscheine schon überreprä-

sentiert sind, so dass sie schon alleine aus dem Grund eine höhere Teilnah-

mequote vorweisen müssten. Insofern bleibt fraglich ob tatsächlich die Bil-

dungsbeteiligung erhöht wurde. Eine frühere Evaluation des Projekts 

(Commission externe d'évaluation des politiques publiques (CEPP) 2006) 

kommt zu ähnlichen Ergebnissen: Der typische Nutzer der Bildungsgut-

scheine ist weiblich, jünger als 45 Jahre, gut ausgebildet und hat keine Kin-

der. Somit werden vor allem jene Personengruppen erreicht, die sowieso mit 

hoher Wahrscheinlichkeit an Weiterbildung teilnehmen und bei denen eher 

hohe Mitnahmeeffekte zu erwarten sind. Finanziell gefördert werden also 

vor allem Personen die auch ohne das Angebot an Bildungsgutscheinen mir 

hoher Wahrscheinlichkeit an Weiterbildung teilgenommen hätten. Demge-

genüber werden geringqualifizierte Personen und Mütter, die eher eine Ziel-

gruppe für staatliche Weiterbildungsförderung darstellen sollten, kaum er-

reicht. Ausserdem können grundsätzlich aus einer höheren Weiterbildungs-

quote noch überhaupt keine Schlussfolgerungen bezüglich der Wirksamkeit 

des Gutscheinprojektes gezogen werden. Um kausale Wirkungsbeziehungen 

formulieren und Mitnahmeeffekte identifizieren zu können, sind dringend 

Wirkungsanalysen basierend auf Basis einem experimentellen Design not-

wendig. Nur dadurch kann zuverlässig aus einer Korrelation auf eine Ursa-

che-Wirkungsbeziehung geschlossen werden.  
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Ein solches schweizweites Experiment haben Wolter et al. durchge-

führt. Die Resultate sind in Messer/Wolter (2009) präsentiert. Ziel des Ex-

periments war es erstens herauszufinden, ob Weiterbildungsgutscheine 

überhaupt einen kausalen Einfluss auf die Weiterbildungsteilnahme ausüben 

und zweitens ob die Höhe des Gutscheins und das Vorhandensein von Bera-

tungsangeboten eine Rolle spielt. Bezüglich der ersten Frage, der Erhöhung 

der Weiterbildungsbeteiligung zeigt sich, dass durch Bildungsgutscheine 

tatsächlich eine ursächliche Erhöhung der Weiterbildungsbeteiligung er-

reicht werden kann. Allerdings zeigt sich auch, dass die meisten der Perso-

nen, die einen Gutschein eingelöst haben, auch ohne den Gutschein an Wei-

terbildung teilgenommen hätten, d.h. es handelt sich zu weiten Teilen um 

reine Mitnahmeeffekte. Messer/Wolter (2009) identifizieren diesen Mit-

nahmeeffekt mit ungefähr 60%. D.h. da über die Hälfte der Personen die 

einen Gutschein einlösen auch ohne diese finanzielle Unterstützung an Wei-

terbildung teilgenommen hätten sind mehr als die Hälfte der Kosten ohne 

Effekt aufgewendet worden. Betrachtet man den Mitnahmeeffekt getrennt 

für Personen mit verschiedenen Bildungsabschlüssen stellt man fest, dass 

der Mitnahmeeffekt bei Personen ohne nachobligatorische Schulbildung fast 

vernachlässigbar ist während er bei Personen mit höherem Bildungsab-

schluss sehr hoch ist. Bei Personen mit Universitätsabschluss beispielsweise 

wären fast alle Weiterbildungsteilnahmen auch ohne den Gutschein erfolgt.  

Bezüglich der zweiten Frage, ob die Höhe des Gutscheins und das 

Vorhandensein von Beratungsangeboten für die Inanspruchnahme eine Rol-

le spielt, zeigen Messer/Wolter (2009), dass der Nominalwert des Gut-

scheins, und weniger das (kostenlose) Angebot der professionellen Weiter-

bildungsberatung, durchaus eine entscheidende Rolle spielen können. So 

zeigt die empirische Analyse, dass Gutscheine im Wert von 200 CHF kei-

nen signifikanten Einfluss auf die Teilnahmewahrscheinlichkeit ausüben, 

dass aber sowohl Gutscheine im Wert von 750 CHF als auch Gutscheine im 

Wert von 1500 CHF einen signifikant positiven Effekt ausüben. Dabei hat 

ein Gutschein von 1500 CHF tatsächlich eine ungefähr doppelt so hohe 

Wirkung wie Gutscheine über 750 CHF. Interessanterweise ist die Einlöse-

quote jedoch nicht systematisch dadurch beeinflusst, ob mit dem Gutschein 
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auch ein Beratungsangebot verbunden war – zumindest nicht bezüglich der 

im Experiment gewählten Art der Beratung. Offen ist, ob möglicherweise 

die Art der besuchten Weiterbildung von der Inanspruchnahme eines sol-

chen Beratungsangebots abhängt, oder ob eine andere Art von Beratung 

einen signifikanten Effekt hervorrufen könnte. Dies konnte jedoch in der 

vorliegenden Studie nicht getestet werden und müsste insofern in zukünfti-

gen Analysen noch untersucht werden.  

Zusammengenommen kann man aus den Befunden zu den Wirkungen 

von Weiterbildungsgutscheinen schlussfolgern, dass Bildungsgutscheine 

zwar die Teilnahme an Weiterbildung erhöhen können – und zwar je höher 

der Gutschein, um so mehr – dass aber bei der konkreten Ausgestaltung von 

Bildungsgutscheinen zu berücksichtigen ist, dass es auch sehr grosse Mit-

nahmeeffekte gibt. Da sich die Mitnahmeeffekte vor allem auf Personen mit 

höheren Bildungsabschlüssen konzentrieren während sie bei Personen mit 

nachobligatorischer Schulbildung fast vernachlässigbar sind, kann daraus 

geschlussfolgert werden, dass es ökonomisch effizienter ist (d.h. mit einem 

gegebenem Budget ein höherer Effekt erzielt werden kann), wenn Bildungs-

gutscheine nur ganz gezielt für bestimmte Risikogruppen, also beispielswei-

se nur für Personen mit niedrigem Bildungsabschluss ausgestellt werden 

anstatt sie mit der Gieskanne über die gesamte Erwerbs- oder erwachsene 

Wohnbevölkerung auszuschütten (vgl. hierzu auch Messer/Wolter 2009). 

Bisher noch weitgehend unbeantwortet ist allerdings die Frage nach den 

kurz- und langfristigen Arbeitsmarkteffekten für die Arbeitnehmer sowie die 

Reaktion der Unternehmen, welche möglicherweise ihr finanzielles Enga-

gement im Gegenzug reduzieren, so dass hier auf jeden Fall noch weiterer 

Forschungsbedarf zu konstatieren ist. Erste Ergebnisse von Messer et al. 

(2010) deuten auf kaum bedeutende Effekte hinsichtlich Löhnen oder Be-

schäftigung hin. Allerdings variieren die Effekte sehr stark und insbesonde-

re für Personen mit geringer Bildung scheinen sehr wohl Erträge realisierbar 

zu sein. Dieser Befund unterstreicht die Schlussfolgerung, dass eine geziel-

te, auf bestimmte Risikogruppen fokussierte, Ausgabe von Bildungsgut-

scheinen sinnvoller ist. 
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Steuerabzüge 

Steuerabzüge sollen die Bereitschaft zur Teilnahme an Weiterbildung 

erhöhen, in dem der Eigenanteil an den Kosten der Weiterbildung reduziert 

wird weil die für Weiterbildung aufgewendeten Kosten steuerlich abzugsfä-

hig und damit die Steuerlast reduziert wird. Wolter (2008) kommt aufgrund 

umfassender Analysen zu dem Schluss, dass das Instrument des Steuerab-

zugs zur Förderung der Weiterbildungsbeteiligung wenig zielgerichtet und 

mit hohen Streuverlusten verbunden ist. Dieser Effekt resultiert im Wesent-

lichen daraus, dass die Möglichkeit, Kosten für Weiterbildung von den 

Steuern abzuziehen, deutlich zwischen unterschiedlichen Steuerzahlenden 

variiert. Personen, die aufgrund ihres steuerbaren Einkommens keine oder 

nur sehr niedrige Steuern zahlen müssen – d.h. Personen mit tiefem Ein-

kommen sowie Nichterwerbstätige – können entsprechend auch keine bzw. 

allenfalls sehr niedrige Abzüge geltend machen und profitieren somit nicht 

wirklich von Steuerabzügen. Wenn es also darum geht, die Weiterbildungs-

beteiligung von gering qualifizierten und damit typischerweise auch Ge-

ringverdienern zu erhöhen, dann wirken Steuerabzüge zwangsläufig wenig 

zielgerichtet. Ausserdem kann je nach Ausgestaltung des Abzugs, die Pro-

gression zusätzlich noch zu einer stark ungleichen, bei höheren Einkommen 

deutlich grösseren, Abzugsfähigkeit führen. Dies wiederum führt zwar zu 

einem zusätzlichen Weiterbildungsinteresse bei hohen aber eben nicht bei 

niedrigen Einkommen im unteren Bereich der Progressionszone. Wolter 

(2008) kommt deshalb ebenfalls zum Schluss, dass das Instrument des Steu-

erabzugs zur Förderung der Weiterbildungsbeteiligung im Vergleich zu an-

deren Instrumenten – wie beispielsweise Bildungsgutscheinen – hinsichtlich 

der Zielgruppengenauigkeit, Mitnahmeeffekten und der Anreizwirkung eher 

schlecht abschneidet.  

 

Subventioniertes Sparen 

Ein weiteres Instrument, welches im Zusammenhang mit der Förde-

rung der Weiterbildungsbeteiligung diskutiert wird ist das Einrichten eines 

(Weiterbildungs-)Sparkontos, dessen Sparkapital (ausschliesslich) für Wei-

terbildung verwendet werden darf. Abhängig von der jeweiligen konkreten 
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Ausgestaltung wird das Sparkonto vom Staat, vom Arbeitgeber und/oder 

steuerbefreit vom Kontoinhaber gespeist.  

In Deutschland existieren bereits konkrete Vorschläge zu subventio-

niertem Weiterbildungssparen (Timmermann et al. 2004). In dem aktuell 

von Rührup/Kohlmeier (2009) vorgeschlagenen Finanzierungskonzept sol-

len dabei drei verschiedene Instrumente miteinander kombiniert werden: 

Die erste Komponente bildet die Entnahme von angespartem Kapital aus 

einem bestehenden Vermögensbildungsinstrument. Kontoinhabern wäre es 

somit möglich daraus Geld vor Ablauf der Sperrfrist zur Finanzierung von 

beruflicher Weiterbildung zu entnehmen. Die zweite Komponente bilden 

zinsgünstige Weiterbildungsdarlehen. Diese bieten die Möglichkeit auch an 

kostenintensiver Weiterbildung teilzunehmen, die mit dem angesparten 

Vermögen nicht abgedeckt werden kann. Dabei soll keine Kreditwürdig-

keitsprüfung erfolgen, weshalb davon auszugehen ist, dass der Staat diese 

Darlehen zur Verfügung stellen muss (da Geschäftsbanken kaum bereit sind 

dieses Risiko einzugehen). Die dritte Komponente bildet eine Weiterbil-

dungsprämie um einen Anreiz zu bieten das Vermögen tatsächlich für Wei-

terbildung einzusetzen. So dürfte es Geringverdiener allenfalls begrenzt 

möglich sein, vorgängig Vermögen anzusparen oder zinsgünstige Darlehen 

aufzunehmen, um an Weiterbildung teilzunehmen. Deshalb würde der Staat 

über eine sogenannte Weiterbildungsprämie einen Teil der Teilnahmekosten 

direkt übernehmen. Ein ähnliches Konzept hatte schon die Expertenkom-

mission Finanzierung Lebenslangen Lernens in Deutschland vorgeschlagen 

(vgl. Timmermann et al. 2004). Allerdings ist bisher keines der vorgeschla-

genen Konzepte grossflächig in die Tat umgesetzt worden, so dass auch 

keine harten empirischen Belege bezüglich der Wirksamkeit der genannten 

Instrumente existieren.  Ergebnisse aus einem sehr schnell wieder eingestell-

ten Program mit Individual Learning Accounts in England haben jedoch 

gezeigt, dass die Wirkung des eingesetzten Geldes sehr stark von Details der 

aufgelegten Programme abhängen wird und zum Beispiel vorgängig ein 

geeignetes Qualitätssystem funktionieren muss, damit nicht grosse Summen 

an gesprochenen Gelder in zweifelhaften Massnahmen versickert (vgl. 

Timmermann et al 2004, 180-182). 
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III.3. Programme für Sondergruppen 

Abschliessend stellt sich gemäss Auftrag die Frage, ob bzw. inwieweit 

mit Programmförderungen zugunsten bestimmter Gruppen die Weiterbil-

dungsbeteiligung dieser Risikogruppen nachhaltig gefördert werden kann. 

Hier stellt sich insbesondere die Frage, was aus Erfahrungen mit bisherigen 

Programmfördermassnahmen bezüglich der Effektivität unterschiedlicher 

Programmtypen gelernt werden kann. Im folgenden werden deshalb exem-

plarisch unterschiedlichen Typen von Programme für Sondergruppen skiz-

ziert und kurz bezüglich ihrer Wirksamkeit untersucht. 

 

Arbeitsmarktliche Massnahmen (AMM): Zielgruppe Individuen 

Während die bisher diskutierten Instrumente auf Erwerbstätige abzie-

len, gibt es eine sehr viel grössere Zahl an Programmen für Arbeitslose. Oft 

nehmen Arbeitslose im Rahmen von arbeitsmarktrechtlichen Massnahmen 

(AMM) an Weiterbildung teil, um so ihre Chancen auf einen Wiedereinstieg 

in den Arbeitsmarkt zu erhöhen. Obwohl in der Vergangenheit grosse 

Summen für derartige Massnahmen ausgegeben wurden, hat eine systemati-

sche ökonomische Analyse ihrer kausalen Wirksamkeit erst seit wenigen 

Jahren stattgefunden. Basierend auf umfassenden ökonometrischen Überle-

gungen und unter Berücksichtigung einer Vielzahl an Fehlerquellen, wird 

daraus resultierend die Wirksamkeit solcher Programme heute sehr viel 

skeptischer beurteilt als früher. So untersuchen beispielsweise Lalive et al. 

(2008) für die Schweiz sehr detailliert den Effekt von Weiterbildungspro-

grammen auf die Dauer der Arbeitslosigkeit und finden, dass die Teilnahme 

an Weiterbildungsprogrammen keine signifikante Reduktion der Arbeitslo-

sigkeitsdauer nach sich zieht. Ebenfalls keine eindeutig positiven Effekte für 

Weiterbildung im Rahmen von arbeitsmarktlichen Massnahmen finden 

Lechner/Gerfin (2000) und Gerfin/Lechner (2002). 

Neueste ökonometrische Evaluationsstudien für Deutschland deuten 

ebenfalls klar darauf hin, dass eine Vielzahl an arbeitsmarktlich orientieren 

Weiterbildungsmassnahmen ihre intendierten Ziele verfehlt haben und häu-
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fig nicht zu einer besseren Integration der Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt 

geführt haben. Während die empirische Evidenz für die kurze Frist überein-

stimmend keine positiven Effekte findet, sind die Resultate für die langfris-

tigen Arbeitsmarkteffekte nicht ganz eindeutig und möglicherweise doch 

positiv (Wunsch/Lechner 2008, Bergemann et al. 2009).  

Für die vorliegende Fragestellung sind diese Befunde insofern wichtig 

als sie zeigen, wie schwierig es ist, effektive und zielführende Massnahmen 

zu definieren und staatlicherseits zu finanzieren oder gar anzubieten, ohne 

dass die Wirksamkeit des Mitteleinsatzes durch Mitnahmeeffekte oder durch 

unintendierte Nebenwirkungen gefährdet wird. D.h. bevor neue Programme 

aufgelegt werden ist es unerlässlich die genannten Probleme (Mitnahmeef-

fekte, mangelnder Wirkungsgrad, zu grosse Streuverluste) genau für ein 

geplantes Programm zu analysieren und durch eine entsprechende Ausges-

taltung des Programms zu beheben. Wenn also Programme geplant werden, 

sollten diese vor allem auch durch ökonomische Evaluationen begleitet 

(bzw. die Daten der ökonomischen Forschung vollumfänglich zugänglich 

gemacht werden) und noch besser, durch vorgängige quasi-experimentelle 

Untersuchungen systematisch vorbereitet werden – ähnlich wie dies das 

randomisierte Experiment in der Studie von Wolter et al. zu Weiterbil-

dungsgutscheinen aufgezeigt hat.  

 

Kleine und mittlere Unternehmen (KMU): Zielgruppe Unternehmen 

Im Kanton St. Gallen wurde im Jahr 2001 ein Projekt gestartet, wel-

ches darauf abzielte die Arbeitsmarktfähigkeit von lernungewohnten Ar-

beitnehmern in KMUs zu erhalten. Wolter et al. (2003) beschreiben das 

Programm „Fit im Job“ im Detail. Unternehmen werden dabei im Weiter-

bildungsmanagement, d.h. insbesondere in der Bedarfsanalyse, unterstützt. 

Ziel des Projektes ist geringqualifizierte Arbeitnehmer in KMUs zur Wei-

terbildungsteilnahme zu bewegen und diese so vor Arbeitslosigkeit zu be-

wahren. Wolter et al. (2003) bewerten insbesondere die starke Zielgruppen-

orientierung (d.h. den Fokus auf geringqualifizierte Arbeitnehmer) und die 

nachhaltige Wirkung als positiv (haben KMUs ihren Wissensbedarf identi-

fiziert und erste Weiterbildungsmassnahmen implementiert dürfte die Fort-
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führung dieses Prozesses meist gegeben sein). Natürlich ist es für KMUs 

kaum ausreichend zur Deckung des Wissensbedarfs einzig auf geringquali-

fizierte Personen zu fokussieren, was vielleicht als möglicher kritischer 

Punkt dieses Projekts gesehen werden muss. Allerdings musste das Projekt 

nach Wegfall der finanziellen Beteiligung des Kantons aufgrund fehlender 

Akzeptanz der Unternehmen im Jahre 2004 eingestellt werden (vgl. Gug-

gisberg/Schmugge 2007). Insofern gibt es keine systematischen Erfahrun-

gen bezüglich der Wirkung und das Projekt kann insofern auch keine Hin-

weise auf die kausale Wirkung oder Effektivität von Weiterbildungspro-

grammen für KMU liefern. 

 

III.3. Obligatorische Weiterbildung 

Abschliessend stellt sich im Rahmen des Zusatzgutachtens die Frage, 

ob ein Allgemeines Weiterbildungsobligatorium in der Lage ist, die genann-

ten Probleme zu bewältigen. Idee eines solchen Allgemeinen Weiterbil-

dungsobligatoriums ist es, dass jeder Arbeitgeber seinen Angestellten obli-

gatorisch (beispielsweise drei Tage) berufliche Weiterbildung pro Jahr ge-

währen muss, wobei die Kosten dafür zu Lasten der Arbeitgeber gehen sol-

len. Dadurch soll die Chancengleichheit zur Teilnahme an Weiterbildung für 

alle Arbeitnehmenden gleichermaßen garantiert werden. Oft zitierte Beispie-

le für ähnliche Regelungen sind die allgemeine Schulpflicht oder eine obli-

gatorische Weiterbildung für Neulenker, für Physiotherapeuten, für Berufs-

chauffeure oder ähnliches. 

Schaut man sich nach empirischer Evidenz bezüglich der Wirksamkeit 

eines Allgemeinen Weiterbildungsobligatoriums um, stellt man fest, dass es 

keine direkte empirische Evidenz gibt, da das Instrument in dieser Form 

bisher nicht zu einem allgemeinen Einsatz kam. Insofern kann man allen-

falls aus empirischen Erfahrungen in anderen Kontexten, mit ähnlich gela-

gerter Problemstruktur, versuchen, erste Schlussfolgerungen hinsichtlich der 

Wirksamkeit eines Allgemeinen Weiterbildungsobligatoriums abzuleiten. 

Insbesondere stellt sich im Kontexts dieses Gutachtens wieder die Frage, 

inwiefern ein Allgemeines Weiterbildungsobligatorium geeignet sein könn-
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te, eine verstärkte Beteiligung der genannten Risikogruppen zu initialisieren 

und längerfristig sicherzustellen.  

Dabei weisen bereits die oft zitierten Beispiele zu spezifischeren Bil-

dungsobligatorien (Neulenker, Physiotherapeuten, Berufschauffeure, etc) 

unmittelbar auf die Probleme einer Übertragbarkeit der Grundidee und auf 

die konkret zu erwartenden Probleme eines Allgemeinen Weiterbildung-

sobligatoriums hin. Diese resultieren erstens aus der Art der Weiterbil-

dungsmaßnahmen und zweitens den Durchsetzungsmöglichkeiten eines 

Allgemeinen Obligatoriums.  

 

1. Art der Weiterbildungsmassnahmen  

Das Problem eines Allgemeinen Weiterbildungsobligatoriums ist, dass 

es keinen für alle gleichermaßen sinnvollen Katalog an Weiterbildungsmaß-

nahmen und -inhalten gibt, der aber die Grundlage für eine effektive Durch-

setzung des Obligatoriums darstellen würde.  

Dies ist anders als etwa bei Führerscheinneulingen oder Physiothera-

peuten, bei denen man sich vergleichsweise leicht auf einen allgemeingülti-

gen Katalog einigen konnte und darauf basierend auch die Einhaltung des 

Obligatoriums durchsetzen kann. Bezüglich eines Allgemeinen Weiterbil-

dungsobligatoriums muss man sogar vermuten, dass es einen solchen Kata-

log auch nicht geben kann, da die Weiterbildungsbedürfnisse je nach Le-

bens- oder Arbeitssituation sehr unterschiedlich sind und sich im Laufe der 

Zeit sehr schnell wandeln können. Insofern wird man keinen allgemeingül-

tigen Katalog, der für alle Individuen im erwerbsfähigen Alter gleicherma-

ßen sinnvoll ist, vorab und verbindlich definieren können. 

Damit stellt sich aber sofort die Frage, wie denn Weiterbildungsmaß-

nahmen, die zur Erfüllung des Weiterbildungsobligatoriums akzeptiert wer-

den sollten, definiert und ggfls. abgegrenzt werden könnten - wenn nicht 

einfach nur „Alles“ möglich sein soll (bis hin zur Weinprobe oder zum Be-

triebsausflug). Solange man nicht erlauben will, dass Alles als „Weiterbil-

dungsmaßnahme“ definiert und - egal welchen Inhalts oder welchen Trägers 

– der Erfüllung des Obligatoriums dienen können, müsste also eine Auswahl 

von Maßnahmen festgelegt werden. Dabei stellt sich das Problem, wie diese 
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Maßnahmen sinnvoll definiert werden könnten, wer darüber zu entscheiden 

hat, wer überhaupt die nötigen Informationen haben kann, um solche Ent-

scheidungen sinnvoll zu fällen, und wie lange dann solche Auswahlkataloge 

Bestand haben könnten.  

Solange diese Fragen aber nicht effizient beantwortet werden können, 

stellt sich sofort die nächste Frage, ob Arbeitnehmer auf Basis eines Obliga-

toriums überhaupt die Maßnahmen bekämen, die ihnen hilfreich sein könn-

ten, die ihre Beschäftigungsfähigkeit längerfristig erhöhen oder auch ihre 

Teilhabe am öffentlichen Leben signifikant und nachhaltig verbessern wür-

den. Dort wo geeignete und hilfreiche Maßnahmen eindeutig zu identifizie-

ren sind, finden sie vermutlich heute auch schon statt, denn die weitaus 

größte Mehrzahl an Arbeitnehmern nimmt ja regelmäßig an Weiterbildung 

teil. Das Problem taucht dort auf, wo es solche Maßnahmen nicht gibt und 

sich daraus resultierend ein Gleichgewicht an Nicht-Teilnahme herausgebil-

det hat, in dem offensichtlich aus individueller Rationalität heraus bisher 

keine Maßnahmen zustande kommen - wie es bei den o.g. Risikogruppen zu 

der Fall zu sein scheint. Genau für solche Situationen bräuchte das Gesetz 

also konkreten Biss und dürfte die Maßnahmendefinition nicht der Belie-

bigkeit überlassen wenn es denn eine effektive Wirkung zeitigen soll.  

In diesem Zusammenhang zeigen außerdem die oben erwähnten empi-

rischen Befunde zur Wirksamkeit von Arbeitsmarktprogrammen wie 

schwierig es ist, geeignete Maßnahmen zu definieren und dass es oft nicht 

gelingt, effektive Maßnahmen festzulegen selbst wenn das Zielpublikum 

sehr präzise definiert ist. Umso schwieriger wird es sein, einen Katalog an 

sinnvollen Maßnahmen für eine weiter oder gar undefinierte Zielgruppe zu 

definieren, die dann die Basis für die Durchsetzung eines Weiterbildung-

sobligatoriums sein könnte.  

 

2. Durchsetzungsmöglichkeiten 

Ein zweites, sehr gravierendes Problem eines Allgemeinen Weiterbil-

dungsobligatoriums ist, dass es keine vergleichbaren Durchsetzungsmecha-

nismen mit ähnlich eindeutiger Legitimationsbasis gibt wie bei den bei-

spielhaft genannten spezifischen Weiterbildungsobligatorien. Während bei 
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Nichteinhaltung des Weiterbildungsobligatoriums für Führerscheinneulinge 

oder Physiotherapeuten ein Lizenzentzug als „natürlicher“ Durchsetzungs-

mechanismus zur Verfügung stehen mag, ist ein wie auch immer gearteter 

Lizenzentzug bei Nichteinhalten eines Allgemeinem Weiterbildungsobliga-

toriums kaum denkbar. So könnte man Unternehmen kaum eine „Lizenz zur 

Beschäftigung“ entziehen (d.h. faktisch ein Beschäftigungsverbot erteilen), 

genau wie man individuellen Arbeitnehmern, die nicht teilnehmen, kaum 

eine „Lizenz zur Arbeit“ entziehen könnte.  

Vor diesem Hintergrund stellt sich damit die Frage nach alternativen 

Durchsetzungsmechanismen bei Nichteinhaltung des Allgemeinen Weiter-

bildungsobligatoriums. Als eine solche Alternative böten sich beispielswei-

se Ausgleichsabgaben an (die im Falle einer Nichteinhaltung faktisch auch 

einer finanziellen Strafe gleichkämen). Eine solche Ausgleichsabgabe wird 

beispielsweise in Frankreich zur Durchsetzung einer vorgeschriebenen Wei-

terbildungsquote (gemessen an der Lohnsumme) eingesetzt - allerdings mit 

wenig Erfolg für gering Qualifizierte da bestehende Ungleichgewichte in 

der Weiterbildungsteilnahme auch dort nicht aufgehoben werden (vgl. 

Timmermann et al. 2004).   

Darüber hinaus zeigt sich beim Einsatz von Ausgleichsabgaben in an-

deren arbeitsrechtlichen Einsatzgebieten, dass solche Ausgleichsabgabere-

gelungen sogar zum gegenteiligen Effekt führen können, wie beispielsweise 

bei der Schwerbehindertenabgabe in Deutschland erkennbar ist, die als Er-

satz für die Nichteinhaltung einer obligatorischen Schwerbehinderten-

Beschäftigungsquote dient (vgl. hierzu ausführlich beispielsweise Böck et 

al. 1993). So führte die Einführung einer obligatorischen Schwerbehinder-

tenbeschäftigung beispielsweise zu einem systematischen „Umdefinieren“ 

von vorhandenen Arbeitskräften zu Schwerbehinderten statt zu Neueinstel-

lungen, und/oder zu einem „legitimierten Freikaufen“ von der Pflicht zur 

Beschäftigung Schwerbehinderter, d.h. mit Zahlung der Ausgleichsabgabe 

hat man sich eine Legitimation geschaffen, sich den Herausforderungen zur 

Beschäftigung Schwerbehinderter nicht mehr stellen zu müssen (vgl. auch 

Frick 1992). Mit ähnlichen Ausweichreaktionen muss auch bei einer Aus-



 

41 
Universität Zürich 
Prof. Dr. Uschi Backes-Gellner 

gleichsabgabe im Zusammenhang mit einer obligatorischen Weiterbildung 

gerechnet werden.  

Bei einem Allgemeinen Weiterbildungsobligatorium müsste bei-

spielsweise damit gerechnet werden, dass zur Vermeidung von Ausgleichs-

abgaben systematische Ausweichreaktionen bezüglich der Art der eingesetz-

ten Weiterbildungsmaßnahmen unternommen werden (insbesondere je un-

klarer die Definition der obligatorischen Maßnahmen ist). Es müßte eben-

falls mit definitorischen Übungen gerechnet werden, oder mit einer Substi-

tution bereits vorhandener (oft sinnvoller) Maßnahmen durch eher „geset-

zestreue“ (möglicherweise aber weniger sinnvolle) Maßnahmen (wichtig 

wäre dann beispielsweise nur noch, dass eine Maßnahme drei Tage dauert), 

oder mit einer Substitution von weniger zielführenden durch günstigere aber 

„gesetzestreue“ Maßnahmen. Außerdem könnte die Festlegung auf eine 

bestimmte Zahl (z.B. drei Tage) an obligatorischen Weiterbildungstagen 

zukünftig – wenn auch ungewollt - implizit die Funktion eines Referenz-

punktes übernehmen in dem Sinne, dass mit bspw. drei Tagen dann auch die 

Pflicht zur Weiterbildung erfüllt ist und alles Weitere in der Verantwortung 

des Einzelnen liege. 

Nur wenn aber die genannten Probleme gelöst werden könnten, wäre 

damit zu rechnen, dass ein Allgemeines Weiterbildungsobligatorium effek-

tiv im Sinne der Intention eines solchen Gesetzes umzusetzen ist. Wie gese-

hen deutet bisherige Evidenz aus ähnlichen oder angrenzenden arbeitsrecht-

lichen Regulierungen aber an, dass bezüglich einer geeigneten Maßnahmen-

definition und eines effektiven Durchsetzungsmechanismus eine große 

Skepsis angebracht ist.  

 

Abschliessend kann deshalb festgehalten werden, dass nach aktuellem 

Stand der Forschung ein Allgemeines Weiterbildungsobligatorium eher 

nicht dazu beitragen dürfte, das Problem der systematischen Nicht- oder 

Minderteilnahme von Risikogruppen zu beheben und vermutlich auch nicht 

dazu beitragen dürfte, die Weiterbildungsbeteiligung allgemein zu erhöhen, 

da die allgemeine Weiterbildungsbeteiligung wie anfangs gezeigt in der 

Schweiz schon vergleichsweise hoch ist. Ein Allgemeines Weiterbildung-
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sobligatorium könnte statt dessen aber zu einer Vielzahl an Ausweichreakti-

onen führen und sogar kontraproduktiv sein wie oben gezeigt. Zusätzlich 

darf befürchtet werden, dass ein gesetzliches Obligatorium auch zu verhärte-

ten Fronten bei allen Beteiligten führt, die wiederum der Stärkung eines 

insgesamt weiterbildungsfreundlicheren Klimas eher hinderlich sein dürften. 

 

IV. Réponses récapitulatives aux questions des experts 

Sur la base des analyses précédentes, il est possible de répondre suc-

cinctement de la manière suivante aux questions posées : 

1. S’agissant des conséquences et des avantages d’un droit à la forma-

tion continue pour les individus, la société et l’économie, on peut 

tout d’abord relever que la formation continue est généralement 

payante sur le plan personnel ou de l’entreprise. En ce sens, d’un 

point de vue économique, il n’est généralement pas nécessaire pour 

la société de promouvoir la formation continue puisque, en l’espèce, 

les individus comme les entreprises sont suffisamment nombreux à 

participer, pour servir leurs propres intérêts, à la formation continue 

judicieuse pour eux. Mais il existe quelques petits groupes à risque 

qu’il convient de définir de façon assez précise à l’aide de certains 

critères et qui cumulent de multiples problèmes. Conséquence du 

cumul spécifique de problèmes, ces groupes à risque ne souhaitent 

que très faiblement (et, à long terme, éventuellement trop faible-

ment) participer à une formation continue, ce qui, sur le plan écono-

mique, appelle une intervention de l’Etat. 

Ces groupes à risque sont composés de personnes particulièrement 

peu qualifiées, parmi lesquelles des personnes issues de 

l’immigration, ainsi que des personnes qui quittent le marché du tra-

vail en raison de problèmes familiaux et cherchent par la suite à y 

revenir. En dépit d’un marché de la formation continue qui fonction-

ne globalement bien, des raisons purement économiques justifient 

d’encourager les efforts privés de formation continue à destination 

de ces groupes à risque par des mesures de soutien étatiques, afin 
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d’éviter les coûts sociaux et les externalités négatives qui survien-

nent dans le cas contraire. 

2. Si l’on se demande ensuite dans quelle mesure il est opportun de re-

courir aux droits de congés de formation ou aux comptes de temps 

de formation pour résoudre le problème des groupes à risque, les 

conclusions présentées montrent très nettement que tant le congé de 

formation que les comptes de temps de formation ont tout au plus un 

effet minimal sur la participation à la formation professionnelle car, 

d’une part, ils ne sont utilisés que rarement et, d’autre part, ils 

n’atteignent pas les groupes à risque qui ont besoin d’un encourage-

ment particulier. Or, ce sont justement les groupes à risque qu’il fau-

drait atteindre avec des mesures étatiques car il est comparativement 

moins dans leur propre intérêt (à court terme) de participer à une 

formation continue, mais c’est pourtant à eux et à la société que la 

participation à une formation continue pourrait offrir, à long terme, 

une meilleure aptitude à l’emploi. En ce sens, les connaissances ac-

tuelles montrent qu’il faut partir du principe que le congé de forma-

tion et les comptes de temps de formation ne sont guère propres à ré-

soudre les principaux problèmes de la participation à la formation 

continue (c’est-à-dire une participation trop faible des groupes à ris-

que à la formation continue). 

3. S’agissant de l’efficacité des autres instruments orientés vers la de-

mande, on constate que les déductions fiscales, en particulier, sont 

inadaptées lorsqu’il s’agit de promouvoir la participation des grou-

pes à risque à la formation continue car il s’agit surtout d’incitations 

fortes pour les salariés bien rémunérés, et non pour les personnes 

faiblement rémunérées ou qui ne sont pas dans la vie active. Quant à 

l’épargne subventionnée, il existe certes des arguments purement 

théoriques selon lesquels elle permet aussi d’atteindre les groupes à 

risque, mais les notions d’épargne pour la formation ne sont guère 

répandues, de sorte que l’on ne dispose pas de preuves empiriques 

étayées par des statistiques. Les quelques expériences empiriques qui 

ont été réalisées soulignent surtout le fait que l’efficacité de 
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l’instrument dépend beaucoup des spécificités de la conception et 

d’un système d’assurance-qualité et de contrôle qui fonctionne bien. 

Enfin, des enquêtes théoriques et empiriques montrent que les chè-

ques de formation peuvent être un instrument adapté pour atteindre 

les groupes à risque. Mais l’élément décisif pour l’efficacité des pro-

jets de chèques de formation est la définition extrêmement précise 

des groupes à risque lors de la conception des chèques de formation 

(afin d’éviter les effets d’aubaine) et l’attribution de montants suffi-

samment élevés aux chèques de formation (pour générer une incita-

tion plancher suffisamment élevée). Dans la mesure où les effets 

d’aubaine se concentrent principalement sur les personnes titulaires 

de diplômes supérieurs, alors qu’ils sont quasiment négligeables 

chez les personnes n’ayant suivi que l’enseignement obligatoire, cela 

implique que les chèques de formation, lorsqu’ils sont introduits, 

doivent uniquement être délivrés pour des groupes à risque bien dé-

finis, tels que des personnes avec un diplôme de niveau inférieur, et 

non distribués selon le principe du saupoudrage de crédits minimes. 

4. S’agissant de l’efficacité des promotions de programmes, on peut di-

re en résumé que les conclusions empiriques obtenues montrent que 

la définition de programmes plus efficaces et plus propices à attein-

dre l’objectif est une entreprise difficile et qui s’avère souvent peu 

voire pas efficace (en raison d’effets d’aubaine et d’effets secondai-

res non souhaités). Avant l’édition de nouveaux programmes pour la 

formation de certains groupes de personnes, il est indispensable 

d’analyser comme il se droit, du point de vue économique, 

l’efficacité des différentes composantes du programme et de résou-

dre, ou tout du moins de minimiser, les éventuels déficits par une 

conception adaptée du programme. Cela nécessiterait, d’une part, la 

mise à disposition totale des données disponibles pour une enquête 

économique et/ou la création d’une propre base de données consti-

tuée par le biais d’enquêtes expérimentales ciblées et préalablement 

randomisées, afin de pouvoir déterminer les véritables rapports de 

cause à effet entre les différentes versions de programme – comme 
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l’a montré l’étude expérimentale de Wolter et al. sur les chèques de 

formation continue. 

5. S’agissant de l’efficacité d’une obligation générale de formation 

continue, force est de constater qu’une telle obligation pourrait être 

moins adaptée pour résoudre le problème de la faible participation 

des groupes à risque à la formation continue. Un certain scepticisme 

s’impose également quant à une augmentation générale de la partici-

pation à la formation continue. En effet, une telle obligation pourrait 

susciter des réactions de contournement très diverses qui, dans les 

cas les plus graves, pourraient même s’avérer contreproductives et 

conduire à des fronts plus durs pouvant, à leur tour, entraver le ren-

forcement d’un climat globalement plus favorable à la formation 

continue. 

 

Enfin, on peut relever que, dans l’état actuel des connaissances, il sem-

ble que le financement de la formation continue orienté sur la demande, 

sous forme de chèques de formation pour les groupes cibles (personnes 

faiblement qualifiées et surtout personnes issues de l’immigration et/ou 

avec des difficultés familiales), constitue un levier tout à fait adapté à 

l’objectif et efficace pour la promotion de la participation des groupes 

cibles typiques à la formation continue. Des promotions de programmes 

pourraient peut-être s’avérer aussi efficaces pour des groupes à risque 

clairement définis, étant précisé qu’il subsiste d’importantes lacunes 

dans les connaissances sur la conception efficace de tels programmes, 

lacunes qu’il faudrait combler avant d’élaborer de nouveaux program-

mes. En revanche, il ressort des connaissances actuelles que le congé de 

formation et un droit à la formation ou les comptes de temps de forma-

tion, tout comme les déductions fiscales, l’épargne pour la formation ou 

une obligation générale de formation continue peuvent être considérés 

comme moins efficaces ou moins propres à atteindre l’objectif. 

 

Zurich, mai 2011 

Prof. Uschi Backes-Gellner 
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VI. Anhang 

 

Tabelle A1: Determinanten der Beteiligung an beruflicher Weiterbildung 2009 

Merkmal Modell (1) Modell (2) 

Bildung   

 Obligatorische Grundschule Referenz Referenz 

 Anlehre 0.128*** 0.095*** 

 Haushaltslehrjahr, Handelsschule 1-2 

 Jahre 

0.148*** 0.107*** 

 Diplommittelschule, allgemeinbildende 

 Schule 

0.200*** 0.101*** 

 Berufslehre 0.191*** 0.139*** 

 Vollzeitberufsschule 0.173*** 0.119*** 

 Maturität, Lehrerseminar 0.255*** 0.153*** 

 Höhere Berufsausbildung 0.324*** 0.208*** 

 Universität, ETH, FH, PH 0.323*** 0.170*** 

Herkunft   

 Schweizer 0.081*** 0.059*** 

Beschäftigungsgrad   

 Vollzeitbeschäftigte 0.015*** 0.030*** 

Alter   

 25-34 Referenz Referenz 

 35-44 -0.011 -0.017** 

 45-54 -0.006 -0.020** 

 55-64 -0.093*** -0.104*** 

Geschlecht   

 Männer -0.041*** -0.008 

Beschäftigungsvariablen NEIN JA 

N 22974 22974 

Hinweis: Zahlen beziehen sich auf die von uns betrachtete Stichprobe von Personen zwi-

schen 25 und 64 Jahren. Die Koeffizienten zeigen marginale Effekte. * Statistisch signifi-

kant auf dem 0.10 Niveau; ** auf dem 0.05 Niveau; *** auf dem 0.01 Niveau. Die Be-

schäftigungsvariablen beinhalten Betriebszugehörigkeitsdauer, Berufskategorie, berufliche 

Stellung, Firmengrösse und Wirtschaftsabschnitt. 

 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Schweizerischen Arbeitskräfteerhe-

bung (SAKE) 2009. 

 

 


